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Verbrechen sind und bleiben Verbrechen, gleichgültig, ob sie unter 
einem nationalsozialistischen oder kommunistischen Regime began- 
gen werden. Das müßte jedem klar sein, der bereit ist, aus dem Nürn- 
berger Urteil, an dem alle vier Besatzungsmächte mitwirkten, die 
notwendigen Konsequenzen zu ziehen. Daß es eine Seite nicht eh 
lieh meinte, hat die Entwicklung der letzten Jahre bewiesen. Es 
kein Zufall, daß die Opfer des Nazi-Regimes, die schon einmal ih 
Kampf gegen das Unrecht mit schweren Verfolgungen büßen mußt 
gemeinsam mit den rechtlich denkenden Menschen der Sowjetzo 
als deren Organ der Untersuchungsausschuß Freiheitlicher Juristen 
wirkt, gegen .das ungeheuerliche Unrecht in der Gegenwart wiederum 
Stellung nehmen. Die Weltöffentlichkeit soll erkennen, daß das deut- 
sche Volk in seiner erdrückenden Mehrheit das Recht und die Freiheit 
nicht nur liebt, sondern bereit ist, dafür zu kämpfen und Opfer zu brin- 
gen. Der Teil der Bevölkerung, der in der Sowjetzone Deutschlands 
unter einem Unrechts-Regime leben muß, hat es bewiesen. Es gibt kein 
Land in der Welt, dessen Bevölkerung die ihm aufgezwungene Re- 
gierung so haßt, wie dort. 

Warum, soll diese Schrift zeigen. 

* 

Bund der Verfolgten Untersuchungsausschuß 

des Naziregimes Freiheitlicher Juristen der 

g eZi : Sowjetzone 

Peter Lütsches, Karl Siebertz gez.: Dr. Theo Friedenau 

Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit 
gez.: Dr. Rainer Hildebrandt, Ernst Tillich 



Ißfy ünh faetz zürn |pi 



Ein Rundgang durch die Haftanstalten der Sowjetzone 

„In der Deutschen Demokratischen Republik gibt es keine Konzentra- 
tionslager. Es ist keiner zuviel eingesperrt. Nur im Westen sind es zu 
wenig." Dies erklärte der kommunistische Dichter Johannes R. Becher. 
Er bot sich sogar an, mit den Mitgliedern des PEN-Clubs die Haftanstalten 
in der Sowjetzone aufzusuchen, um nachzuweisen, daß dort niemand zu 
Unrecht festgehalten werde. Bei diesem Vorschlag ist es geblieben. Auf die 
Aufforderung, sein Versprechen einzulösen, hat Herr Becher geschwiegen. 
Er konnte nicht anders. Nicht einmal der roten Prominenz, nicht einmal 
dem Propaganda-Chef E i s 1 e r ist es vom Ministerium für Staatssicherheit 
gestattet worden, die politischen Strafvollzugsanstalten und die Unter- 
suchungshaftanstalten des Staatssicherheitsdienstes von innen anzusehen. 
Das könnte zu „ideologischen Unklarheiten" führen. Wilhelm Z a i s s e r 
weiß, warum er dies fürchtet. Es gibt vieles, was die Machthaber der 
Sowjetzone vor den Augen ihrer eigenen Bevölkerung und der Weltöffent- 
lichkeit zu verbergen versuchen. Nichts- aber ist ihnen unangenehmer, als 
daß das Geheimnis der Arbeitsmethoden des Staatssicherheitsdienstes offen- 
bar wird. Es gibt jedoch keine Methode, die lehrreicher wäre, das Wesen 
der Staatsführung in der Sowjetzone kennenzulernen, als eine Rundfahrt 
durch die Gefängnisse. 

Der „Untersuchungsausschuß Freiheitlicher Juristen der Sowjetzone" hat 
durch umfangreiche Ermittlungen seiner in Verwaltung, Wirtschaft, Justiz, 
Polizei, ja selbst in der Führungsschicht insgeheim arbeitenden mehreren 
tausend Mitarbeitern ein genaues Bild der Verhältnisse in der Sowjetzone 
gewonnen. Keine Veränderung entgeht ihm. Ein Großteil der Ermittlungen 
können für die Öffentlichkeit nicht verwendet werden. Sie dienen — wie 
die gesamte Arbeit des „Untersuchungsausschusses" — der Verhinderung 
und Minderung von Unrecht und Hilfe für die 18 Millionen, die das Schick- 
sal unter die Herrschaft eines Regimes gebracht hat, das von der über- 
wiegenden Mehrheit der Bevölkerung nicht nur abgelehnt, sondern gehaßt 
wird. Wo die Publikation auch der interessantesten Dinge schaden kann, 
muß sie unterbleiben. Schweigen dürfen wir aber nicht dazu, daß tausende 
von Menschen völlig unschuldig in einer Recht und Menschlichkeit hohn- 
sprechenden Weise eingekerkert sind, daß täglich neue hinzukommen, daß 
sie mißhandelt werden, daß sie hungern müssen, daß sie in sadistischer 
Weise gequält werden. Wir wollen das Versprechen von Johannes R. Becher 
einlösen. Wir wollen zeigen, was wir bei einer Besichtigung von Haft- 
anstalten erleben würden. Wir müssen uns darauf beschränken, in der 




Sowjetzone zu bleiben. Dort gibt es immerhin noch 25 000 politische Häft- 
linge. Daß es den vielen tausend nach der Sowjetunion Verschleppten nicht 
besser geht, dürfte klar sein. 

Beginnen wir in der Haftanstalt Bautzen: 

Dort befinden sich 4000 Häftlinge. Etwa 1200 leiden an Tuberkulose, 
440 davon an offener Tbc. Für die Behandlung von Kranken stehen ledig- 
lich zwei Säle für je 66 Kranke zur Verfügung. Die Medikamente sind 
völlig unzureichend. Der Verpflegungssatz beträgt täglich 350 g Brot, 25 g 
Marmelade, 20 g Zucker, 10 g Margarine. Viermal wöchentlich gibt es eine 
Rotrübensuppe, dreimal wöchentlich eine Sauerkrautsuppe, beide ohne jeden 
Fett- oder Mehlzusatz bereitet. Obwohl die Mehrzahl der Häftlinge von 
sowjetischen Militärgerichten zu .Arbeitslagern" verurteilt wurden, ist 
Arbeit verboten. Für Küchenarbeiten, Öfen heizen und ähnlichen inner- 
betrieblichen Arbeiten werden weisungsgemäß nur Handarbeiter hinzu- 
gezogen. Die Intellektuellen sollen durch das Verpflichten zum Nichtstun 
besonders gestraft werden. Ein Teil der Häftlinge darf in längeren Zeit- 
abständen Besuch empfangen. Die Besucher müssen zunächst einen Vortrag 
über sich ergehen lassen: „Es ginge den Häftlingen gut, und sie würden 
gut verpflegt werden." Die Angehörigen werden ermahnt, sich politisch ein- 
wandfrei zu verhalten. „Das Erteilen einer Besuchserlaubnis ist eine Aus- 
zeichnung." Täglich sterben Häftlinge. Die Angehörigen erfahren es nur 
dadurch, daß eines Tages die Post zurückkommt. Sie wird aber auch dann 
zurückgeschickt, wenn der Häftling nach der Sowjetunion abtransportiert 
wurde. Wohin er gekommen ist, erfährt niemand. Jeder der 4000 „Fälle" 
ist gleich tragisch. 

Die nachstehend geschilderten Einzelschicksale sind aus einer Vielzahl 
völlig willkürlich herausgegriffen worden. Wir haben sie weder von den 
Häftlingen noch von ihren Angehörigen erfahren, sondern auf andere Weise. 

1. Dort sitzt zunächst (unter der Häftlings-Nr. 147 A) der Diplom-Ingenieur 
von der B e y aus Pirna. Er wurde im Jahre 1949 während eines Kino- 
besuches in dem Kurort Beggießhübel, wo er zu einer Kur weilte, von 
Angehörigen des Staatsicherheitsdienstes verhaftet. Nachdem er monate- 
lang von einem NKWD-Gefängnis zum anderen geschleppt wurde und 
jede strafbare Handlung in Abrede stellte, gestand er nach mehrtägigem 
Nahrungsmittelentzug „leichtfertiges Ausplaudern von Wirtschafts- 
angelegenheiten" ein. 25 Jahre Arbeitslager lautete das Urteil. Als 
Angehöriger der Intelligenzschicht durfte er in den 2 Jahren Haft noch 
keinen Finger rühren. 

2. Im Alter von 15 Jahren wurde schon im Jahre 1946 der Friedrich H i s 
aus Berlin von der MWD verhaftet. Auch er wurde zu 25 Jahren Zwangs- 
arbeit wegen „angeblicher Spionage" verurteilt, ohne daß er jemals 
eine Anklageschrift erhalten hätte. His ist an Tbc. erkrankt. 



3. Es befinden sich in Bautzen ferner die Söhne des Professors Winde 
aus Dresden. Sie hatten anläßlich der Wahl zum sogenannten Volks- 
kongreß im Mai 1946 die Wahlplakate der SED mit Zetteln „Stimmt mit 
Nein" überklebt. Für diese in der Verfassung der Sowjetzone garan- 
tierte freie Meinungsäußerung erhielten sie von einem sowjetischen 
Militärgericht die Regelstrafe von 25 Jahren. 

4. Zu der großen Zahl der kürzlich nach der Sowjetunion Abtransportierten 
gehört Hans Bolz, geboren am 4. 1. 1921 in Breslau. Ohne Angabe von 
Gründen nahm ihn die NKWD am 29. 11. 1948 fest. Anfang 1951 kam 
er auf Grund „freiwilliger Meldung" nach der Sowjetunion. Seitdem ist 
er verschollen. 

5. Audi der 43 Jahre alte Paul Zyminski aus Rudolstadt/Thüringen 
durfte sich erst IV2 Jahre nach seiner im November 1948 erfolgten Ver- 
haftung durch die NKWD das erstemal wieder melden und mitteilen, 

, daß ihm 25 Jahre Arbeitslager zudiktiert wurden. t 

6. Der 39jährige Kaufmann Helmut Lauer fuhr im Februar 1950 mit 
ordnungsmäßigem Interzonenpaß zu seinen in Mahnsfeld/Südharz woh- 
nenden Verwandten zu Besuch. Er hatte einige Tage der im Interzonen- 
paß vorgeschriebenen Frist überschritten. Dies wurde bei der Grenz- 
kontrolle bemerkt. Auch hier wieder monatelange Verhöre, er möge 
doch endlich seine „Spionageabsicht" eingestehen. Urteil: 25 Jahre 
Zwangsarbeit. 

7. Ähnlich ging es Kurt Naujok aus Stade/Elbe, der am 9. 4. 1949 beim 
Grenzübertritt mit ordnungsmäßigem Paß verhaftet wurde. Er gehört 
auch zu den „25jährigen". 

8. Der 40jährige Werner W i 1 1 a s aus Gadebusch hatte anläßlich Stalin's 
Geburtstag im Jahre 1949 erklärt: „Ich habe keine Veranlassung, einem 
fremden Staatsoberhaupt etwas zum Geburtstag zu schenken." Dies war 
Grund genug, ihn als LDP-Funktionär zu 15 Jahren Zwangsarbeit zu ver- 
urteilen. 

9. Wirtschaftliche und politische Gründe zugleich führten zur Verurteilung 
der jugendlichen Inhaber der Rostocker Reederei Robert und Walter 
Kempowski. Ihre Verhaftung erfolgte bereits im Frühjahr 1948. 
Sabotage war diesmal der Grund der Verurteilung durch ein sowjetisches 
Militägericht. Die Firma war zur Stellung von Schiffsraum für den 
Abtransport von Reparationsgütern aus der Sowjetzone nach Rußland 
eingesetzt worden. Infolge der Frühjahrsstürme konnte der Termin in 
einem Falle nicht eingehalten werden. Der sowjetische Hafenoffizier 
wurde hierfür von seinem Vorgesetzten gemaßregelt. Er revanchierte 
sidi damit, die unglücklichen Inhaber erst einmal blutig prügeln zu 
lassen, um sie dann der NKWD zu übergeben. Die Mutter, die zu dem 
Schicksal ihrer Kinder nicht geschwiegen hatte, wurde ein halbes Jahr 



später als Mitschuldige ebenfalls abgeholt. Wo sie verblieben ist, weiß 
niemand. Die Firma aber wurde „volkseigen". 

So oder ähnlich liegen fast alle 4000 .Fälle". 




100 km entfernt, in Waldheim/Sachsen, sind etwa 3000 Häftlinge 
untergebracht. 

Die sanitären Vorrichtungen sind dort besonders unzulänglich. Es gibt 
keine Toiletten, sondern es herrscht das .Kübelsystem". Ein impertinenter 
Gestank erfüllt die Zellenbauten. Den Frauen sind die Köpfe kahl geschoren. 
Unter ihnen befindet sich auch die erste Ehefrau des früheren branden- 
burgischen Innenministers und jetzigen Polizeigenerals Bechler. Margarete 
Bechler wurde auf Veranlassung ihres Ehemannes eingesperrt und unter 
ihrem Mädchennamen zum Tode verurteilt. Die Aufdeckung dieses Skandals 
hatte ihre Begnadigung zu lebenslänglich Zuchthaus zur Folge. 

Der größte Teil der Waldheimer Häftlinge ist bereits seit 1945 in Haft. 
Sie haben die ^sowjetischen Konzentrationslager, wie Sachsenhausen u. a., 
überstanden und wurden bei der Entlassungsaktion völlig wahllos heraus- 
gegriffen und in den berüchtigten Geheimprozessen zu schweren Strafen 
verurteilt, nur weil die Sowjets ein Interesse hatten, durch Brandmarkung 
einer Anzahl sogenannter „Verbrecher" die Notwendigkeit der Einrichtung 
der unmenschlichen Konzentrationslager zu beweisen. 

Auch in mehreren kleineren Haftanstalten in Sachsen befinden sich politische 
Häftlinge. 

So sitzt im Zuchthaus Zwickau / Sa. unter der Gefangenen- 
Nr. 1546/50 Rudolf Terpe, geboren am 16. 7. 1928. Er ist verhältnis- 
mäßig „milde" bestraft worden. Die Sowjets waren an diesem Fall 
uninteressiert und überwiesen ihn dem Landgericht Dresden. Das ver- 
urteilte ihn wegen «Verächtlichmachung der Volkspolizei" zu 2 Jahren 
Zuchthaus. 

In der Polizeihaftanstalt Dresden, Schießgasse 7, sind vornehmlich 
Untersuchungshäftlinge eingesperrt. 

Einer von ihnen ist der ehemalige Volkspolizist Ernst Schadde. 
Er war nach West-Berlin geflüchtet, weil er erkannt hatte, daß er ver- 
brecherischen Zielen dienen sollte. Am 13. 11. 1950 wurde er in 
Berlin in einen Kraftwagen gezerrt und entführt. 

Auch andere vom kommunistischen Regime überzeugte junge Menschen 
mußten ähnliche bittere Erfahrungen machen. 

So ließ sich der damals 20jährige kaufmännische Angestellte Karl- 
Heinz R a d u m aus Dortmund zum großen Pfingsttreffen der FDJ im 
Jahre 1950 anwerben. Er nahm teil an den gewaltigen Aufmärschen, 
Kundgebungen und Sportveranstaltungen. Er erkannte aber auch, wie 
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innerlich hohl alles war. So äußerte er Bedenken und kritisierte dieses 
und jenes. Auf der Heimfahrt wurde er von der Volkspolizei verhaftet. 
Bis zum heutigen Tage haben die Angehörigen auf ihre unzähligen 
gaben nicht einmal eine Antwort erhalten. 

us der ebenfalls in Sachsen liegenden Haftanstalt Chemnitz soll 
nur das Schicksal des 19jährigen Gerhard Knappe aus Sibillenort bei 
Breslau herausgegriffen werden. 

Gerhard Knappe war von Arbeitskollegen denunziert worden, 
weil er mehrfach in Äußerungen das sowjetische Regime angegriffen 
haben soll. Kurz vor Weihnachten wurde er in die Haftanstalt Chemnitz 
eingeliefert und ist im Februar 1951 von dort mit unbekanntem Ziel 
abtransportiert worden. 

Im benachbarten Sachsen-Anhalt sind besonders bekannt die Haft- 
anstalten T o r g a u und das SSD-Gefängnis Halle. Torgau ist eines der 
wenigen baulich einwandfreien Zuchthäuser. Es hat bei einer Belegung mit 
4000 Häftlingen „nur" 800 Tbc-Kranke. Diese sind aber im sogenannten 
Rundbau (Turm) unter erbärmlichsten Verhältnissen zusammengepfercht. 

Auch hier ein Fall — ein Lebensschicksal für alle: 

Der Schüler Ludwig Auerbach aus Beuthen/Oberschlesien wurde 
am 1. Juli 1943 vom Gymnasium Beuthen als Halbjude verwiesen. Er 
kam dann in eines der Mischlings-Zwangsarbeitslager in Bechhammer/ 
Oberschlesien (Hydrierwerk). Im Herbst 1945 mußte er trotzdem seine 
Heimat ebenso wie alle anderen Deutschen verlassen. In Halle gab 
man ihm zunächst die Möglichkeit, sein Abitur nachzumachen. Eine Zu- 
lassung zum Universitäts-Studium erhielt er jedoch nicht, weil er es 
ablehnte, in die SED einzutreten und sich dafür aktiv in der CDU 
betätigte. Er bewarb sich darauf zum Studium an der Universität Mün- 
hen und wurde dort auch angenommen. Bei einer Reise nach Halle, 
r noch einige persönliche Habe holen wollte, ereilte ihn sein 
Schicksal. Er wurde von der MWD verhaftet. Der Vater, der einzige 
Uberlebende von 53 in Auschwitz vergasten Familienmitgliedern, brach 
nach der Verhaftung seines Sohnes völlig zusammen und verstarb. 
Ein inzwischen entlassener Häftling berichtete, daß Auerbach monate- 
lang den Vorwurf der „Spionage" zurückgewiesen habe. Nachdem Kreuz- 
verhöre, Licht- und Wasserzellen nichts nutzten, hatte die letzte Methode 
des mehrtägigen Nahrungsmittelentzuges doch Erfolg. Eine dampfende 
Schüssel voll Essen wurde auf seinen Tisch gestellt; daneben das Pro- 
tokoll gelegt, in dem er sich schuldig bekennen sollte. Da gab er nach. 
Auerbach wiegt bei einer Größe von 1,80 m nur 40 kg. Auch er leidet 
an offener Tbc. 

©er ostzonale Ministerpräsident Grotewohl erklärte mehrfach, er 
verstände es nicht, daß sich der Westen für die „ihrer gerechten Strafe 
zugeführten Nazis und Kriegsverbrecher" einsetze. Er erwähnte nicht, daß 




I. 



7 



I 




sidi unter den politischen Häftlingen auch viele rassisch und politisch Ver- 
folgte des 3. Reiches befinden, die schon einmal nationalsozialistische Kon- 
zentrationslager erlebt hatten. Er erwähnte auch nicht, daß höchste Volks- 
polizei- und SSD-Offiziere ihre Vorbildung bei Gestapo und Sicherheitsdienst 
erhalten haben. 

Die Leitung der Haftanstalt Halle kann den traurigen Ruhm für sich 
in Anspruch nehmen, bei Erpressung von Geständnissen besonders erfolg 
reich zu sein. Bis vor kurzem saß dort der 

Zahnarzt Dr. S c h e 1 1 i n. Er hat in einem Brief an Angehörige 
Westen die Zustände in der Deutschen Demokratischen Republik w 
heitsgemäß geschildert. Völlig verzweifelt hat er nunmehr seinem Le 
ein Ende bereitet. 

Der Fabrikant Dr. F r e i b e r g aus Delitzsch wurde in Halle ein- 
geliefert, weil er das Geburtshaus seiner Großmutter photographierte, 
nachdem sein Betrieb und sein Privatvermögen enteignet worden waren. 
Das wurde ihm als „Ausspionierung volkseigener Betriebe'* angerechnet. 

Der Assistenzarzt der Berliner Charite, Dr. Paul Bartlewski, 
sitzt seit Juni vorigen Jahres ohne Angabe von Gründen im gleichen 
Gefängnis. 

Die Frauen werden keineswegs besser behandelt. 

25 Jahre Zwangsarbeit erhielt beispielsweise Frau Charlotte Sc.hu- 
botz, geb. Uhl. Sie sitzt seit 22. April 1949 in Stollberg/Erzgebirge. 
Begründung: Spionage. Ihr Ehemann Karl Schub otz ist zu der glei- 
chen Strafe verurteijt^ die er im Zuchthaus Brandenburg verbüßen muß 
Er ist bereits 68 Jahre alt und war Eigentümer einer — inzwischen 1 
eigneten — Fabrik. 

Bitter büßen mußten die Stenotypistinnen Ursula J e r i c h o w und 
Dora N e u m a n n aus Brandenburg ihre Sorglosigkeit. Sie hatten ein 
Spottgedicht über Pieck und Grotewohl geschrieben, in dem es u. a. hieß: 
„Es hungern immer nur die gleichen Volksgenossen, die Bonzen hungern 
nur im Geiste mit." Sie sitzen nun bereits fast 4 Jahre zunächst im Kon- 
zentrationslager Sachsenhausen und nunmehr im Frauengefängnis Stoll- 
, berg. 

Auch in der Thüringer Haftanstalt Untermaßfeld befinden sich 
sogenannte „Neo-Faschisten". 

Einer von ihnen ist der Schüler Werner Pfeifer, der bereits im 
Jahre 1947 aus Dahme/Mark von der NKWD verhaftet wurde. Er soll 
ein in seiner Klasse kursierendes Spottgedicht auf die Verhältnisse in 
der Sowjetzone einem Kameraden weitergegeben haben. Eine Mitschü- 
lerin denunzierte ihn. Strafe: 10 Jahre Gefängnis. Leidet an offener Jbc. 

Im SSD-Gefängnis Weimar gibt es die Einrichtung sogenannter 
„Badekarten". Das bedeutet, daß der bislang nicht geständnisbereite Häftling 
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in eine Wasserzelle eingesperrt wird, in der ihm innerhalb von 24 Stunden 
kaltes Wasser bis zum Munde ansteigt. Alle 6 Stunden wird er für eine 
Stunde aus dem Wasser herausgenommen. Diese Prozedur wiederholt sich 
mehrere Tage. Im gleichen Gefängnis gibt es auch die „Lichtzellen", in der 
tausendkerzige Glühbirnen brennen. Der Häftling kann nicht schlafen, er- 
fährt nicht, ob Stunden, Tage oder Wochen vergangen sind. Aus den Neben- 
zellen hört er Schreie von mißhandelten Leidensgenossen. 

Im SSD-Gefängnis Schwerin sitzt seit März 1950 der 

Pfarrer Aurel von Jüchen. Er wurde ohne Angabe von Grün- 
den am Totenbett seines Kindes verhaftet. Da nach mehrmonatiger Haft 
Material gegen ihn nicht gefunden wurde, versuchten die vernehmen- 
den SSD-Angehörigen ihn durch Spitzel, die in seine Zelle gesteckt 
wurden, zu antisowjetischen Äußerungen zu provozieren. Mitgefangenen 
wurde bessere Behandlung zugesichert, falls sie Jüchen irgendwie be- 
lasten würden. * 

Gleichfalls im SSD-Gefängnis Schwerin befindet sich 

der 36jährige Kraftfahrer Julius von S c h m i d t. Er hat eine Äußerung 
über zunehmende Überfälle von russischen Soldaten auf deutsche Frauen 
weitergegeben. Der Beifahrer von Schmidt erzählte die Äußerung seiner 
Braut im Beisein eines 12jährigen jungen Pioniers. Der meldete es 
seinem Lehrer und dieser dem Staatssicherheitsdienst. 

Im Zuchthaus Brandenburg muß tagein, tagaus — ebenso wie die 
übrigen intellektuellen Häftlinge — 

der Oberbaurat Georg G r a b i s c h Bindfaden aufknoten. Er wurde am 
15. 7. 1948 um Mitternacht verhaftet. Er hatte sich an die drei Außen- 
minister (Großbritannien, Frankreich und die Vereinigten Staaten) ge- 
wandt und gebeten, seine Heimat Schlesien nicht endgültig an Polen 
fallen zu lassen. Dabei schilderte er gleichzeitig einige Greueltaten, die 
im Jahre 1945 von Polen verübt wurden. Diese Tatsache und der Durch- 
schlag eines Bewerbungsgesuches um Stellung in Westdeutschland 
reichten aus. 

Auch die Häftlinge in Luckau, Hoheneck, Potsdam und 
Ost-Berlin u. a. haben meist nicht mehr oder weniger getan als ihre 
Schicksalsgenossen, die hier genannt wurden. 

Kranke Häftlinge bleiben meist in ihrer Anstalt und genießen kaum Haft- 
erleichterungen. Lediglich für Vollinvaliden und Schwerkranke ist die Unter- 
bringung in einem Haftkrankenhaus vorgesehen. Ein „Krankenhaus" ist es 
nur dem Namen nach. Zweifellos sind die Verhältnisse in diesen Kranken- 
häusern erheblich schlimmer als in einem gewöhnlichen Gefängnis des 
Westens. Ein Besuch in dem Volkspolizei-Haftkrankenhaus Klein-Meusdorf 
b. Leipzig dürfte davon überzeugen. Die allgemeine Station hat beispiels- 
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weise eine Belegungsfähigkeit von 50 Betten. Sie ist zur Zeit mit 126 Patien- 
ten belegt. Die Betten stehen dreistöckig. Es gibt nur eine einzige Toilette. 
Das Durchschnittsalter der Patienten ist 60 Jahre, darunter sind Blinde, 
Gelähmte und Taube. Audi die Frauenstation ist überfüllt. Auf schwangere 
Frauen wird keine Rücksicht genommen. Neugeborene Kinder dürfen nur 
acht Wochen bei der Mutter bleiben und kommen dann in ein Heim. Die 
Frauen müssen in Männer-Häftlingskitteln herumlaufen. Die Tbc-Station 
dieses Krankenhauses trat vor einigen Wochen in den Hungerstreik, nach- 
dem der neue Leiter, Oberkommissar K u 1 s c h e c k , - die Verpflegung der 
Tbc-Kranken um 50 Prozent herabsetzte. Als Strafe wurden sämtliche Häft- 
linge in Kellerzellen verlegt und selbst die Bettlägerig-Kranken gefesselt. 
Der Arzt durfte die Zellen nur in Gegenwart eines Volkspolizei-Offiziers 
betreten. 

Die Häftlinge können in Gruppen eingeteilt werden. 

1. Die sogenannten .Wirtschaftsverbrecher', gegen die auf 
Veranlassung der sowjetischen Kommission für Staatliche Kontrolle auf 
Anforderung der SED und der volkseigenen Wirtschaft die* Einleitung eines 
Wirtschaftsstrafverfahrens lediglich aus dem einen Grunde erfolgte, weil 
der Betrieb „volkseigen" gemacht werden sollte. So bedauerlich ihr Schick- 
sal ist, hatten sie doch in der Regel die Möglichkeit, sich in einem öffent- 
lichen Gerichtsverfahren zu verteidigen. Sicherlich wird diese Verteidigung 
öfters sehr beschränkt, denn gerade in letzter Zeit fürchten sich immer mehr 
Anwälte, Verteidigungen dieser Art zu übernehmen. Je höher die Stelle ist, 
die sich einschaltet, umso schlechter sind die Aussichten für die Angeklag 
ten. Typisch sind die Beispiele der Konstruktion der Schauprozesse vor dem 
Obersten Gericht gegen die Angestellten des Solvay-Konzerns und der Thü- 
ringer Moog-Prozeß. 

2. Zur zweiten Kategorie gehören die .Politischen", die deutschen 
Gerichten zur Aburteilung überwiesen wurden. Sie sind schon schlechter 
gestellt, weil die Prozeßvorbereitung durch den Staatssicherheitsdienst ge- 
schieht. Hier ist das Urteil Glücksache. Es hängt davon ab, welche Strafe die 
zuständige SED-Dienststelle wünscht, welche Staatsanwaltschaft zuständig ist, 
welche Richter "urteilen. Am schlimmsten aber haben es 3. die durch Geheim- 
verfahren der sowjetischen Militärgerichte Abgeurteilten. Hier ist die Regel- 
strafe 25 Jahre. Verurteilungen zu 15 oder 10 Jahren Zwangsarbeit gelten 
als „milde Strafen". Der Verfahrensgang ist meist folgender: Inhaftierung in 
der Nacht durch Angehörige des Staatssicherheitsdienstes; anschließend 
Hausdurchsuchung, evtl. auch Abholung vom Arbeitsplatz. Sodann erfolgt 
eine kurze Vernehmung. Man läßt den Häftling einige Wochen ohne jedes 
Verhör schmoren. Mit den verschiedensten Methoden wird er dann „weich- 
gemacht", bis er gesteht, was ihm zur Last gelegt wird. Unterdessen laufen 
die Angehörigen von Dienststelle zu Dienststelle. In einem vom Unter- 



suchungsausschuß registrierten Fall haben die Angehörigen seit 9 Monaten 
insgesamt 53 Eingaben an alle möglichen Stellen gerichtet, ohne auch nur 
von einer Stelle eine Antwort zu erhalten. Selbst die Generalstaatsanwälte 
der Länder der Sowjetzone mußten zugeben, daß auch ihnen Auskünfte über 
das Verschwinden von Personen nicht erteilt wurden, obwohl die Verfas- 
sung der Sowjetzone vorsieht, daß nach 24 Stunden jeder Inhaftierte dem 
Richter vorgeführt werden muß, denkt der Staatssicherheitsdienst gar nicht 
daran, sich an die Verfassung und die auch in der Sowjetzone gültige Straf- 
prozeßordnung zu halten. Auch der Häftling erhält keine Gelegenheit, sich 
während der sogenannten Untersuchungshaft bei seinen Angehörigen zu 
melden. Verteidiger, die es wagen, Anfragen nach verschwundenen Man- 
danten an die Organe des Staatssicherheitsdienstes zu richten, machen sich 
damit schon »reaktionärer Umtriebe" verdächtig. Selbstverständlich erhalten 
auch sie keine Antwort. Die Verurteilung erfolgt regelmäßig nach Artikel 58 
des sowjetischen Militärstrafgesetzbuches, ein Gesetz, das bis zu diesem 
Tage der Verurteilte niemals kannte. Das Verfahren ist eine Farce. Als 
Grundlage der Verurteilung dient das schriftliche Geständnis. Der Hinweis, 
daß es erpreßt wurde, weckt nur ein mitleidiges Lächeln. Unterschrift ist 
Unterschrift. Zum Verständnis der sowjetischen Gerichts-Offiziere muß ge- 
sagt werden, daß sie ebenso von der Furcht vor der MWD beherrscht werden 
wie ihre Opfer. Erst nach der Verurteilung in einem Geheimverfahren — 
selbstverständlich ohne Verteidiger — darf der Verurteilte seine Angehö- 
rigen verständigen. 

Ein Brief aus Bautzen — Postschließfach 100: .An meinem fünfzigsten 
Geburtstag, den ich bei 350 g Brot, 25 g Marmelade und 1 Liter Kartoffel- 
suppe verbringe, muß ich Euch meine Verurteilung zu 25 Jahren Arbeits- 
lager, Vermögenseinziehung und Sühnemaßnahmen mitteilen, weil ich Boy- 
kotthetze gegen die DDR getrieben haben soll." 

_ • 

Ein nicht unerheblicher Teil schon vor Jahren Inhaftierter hat sich über- 
t nicht gemeldet. 

So wurde der jüdische Rechtsanwalt Dr. Ernst Ransehoff am 
20. 5. 1949 in Cottbus verhaftet, ohne daß er bisher ein Lebenszeichen 
von sich geben konnte. 

Auch der Student der Chemie, Manfred Ahrenbach, ist seit 
dem 20. 4. 1948 spurlos verschwunden. 

Ebenso erging es dem LDP-Funktionär Rudolf Pfau, der in der 
Nacht zum 17. 1. 1949 ohne Grund verhaftet wurde. 

Viele von ihnen sind inzwischen verstorben, die anderen dürften nach 
der Sowjetunion verschleppt worden sein. Welches Elend diese verbreche- 
rischen Maßnahmen verursachen, und wie notwendig eine Hilfe ist, mögen 
einige Briefauszüge zeigen: 

1. «Mein Mann ist zu 25 Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. Ich als 
Frau bin nicht mehr in der Lage, meinem Mann das monatliche Paket 



von 3 kg zu schicken, da ich selber schon seit Dezember arbeitslos bin. 
Da ich schon zweimal persönlich in Bautzen war und das Elend vor 



der Hitler-Zeit im Konzentrationslager war. Ich lebe nur von der Für- 
sorge und bitte Sie aber trotzdem nur um Hilfe für meinen Mann." 

3. „Ich schreibe als Mutter für meinen Sohn. Er wurde als LDP-Funk- 
tionär zu 25 Jahren verurteilt, weil er vor der letzten Wahl gegen die 
Einheitswahllisten protestierte. Sollte der Brief in unrechte Hände fal- 
len, dann mögen sie mich einsperren. Ich bin bereits 69 Jahre alt und 
habe nicht viel zu verHeren. Mit 76, — DM Rente kann ich meinem Sohn 
aber kein Paket schicken." 

4. »Mein Mann ist zu 25 Jahren Arbeitslager verurteilt worden. Er 
darf jeden Monat ein Sechspfund-Paket erhalten. Ich selber bin schwer 
herzleidend und kann nur wenig durch Wäscheausbessern verdienen. 
Ich bekomme für mich und meine Kinder nur wenig Beihilfe und weiß 
oft nicht, wovon ich meinem Mann ein Paket schicken soll." 

5. „Mein Mann wurde von der GPU abgeholt. Er befindet sich zur 
Zeit im Lager Bautzen — Postschließfach 100. Wir sind Umsiedler aus 
dem Sudetenland und stehen mittellos da. Ich habe zwei Kinder zu ver- 
sorgen und bin daher gezwungen, trotz meines schweren Herzleidens 
den ganzen Tag zu arbeiten. Beide Kinder leiden an Tbc. Ich kann alle 
vier Wochen meinem Mann ein Paket schicken, aber leider fehlt das 
Geld, um das Nötige zu kaufen. 

6. „Mein Mann hat in einer öffentlichen Versammlung erklärt, für 
ihn gäbe es keine Oder-Neiße-Linie. Er blieb zunächst ungeschoren. Als 
er bei der nächsten Versammlung erklärte, daß er an das Kartoffelkäfer- 



märchen von Herrn Eisler nicht glaube, wurde er eingesperrt. Nun sitzt 
er schon lVt Jahre in Torgau. Ich verdiene 116, — DM-O jeden Monat 
und muß damit 3 Kinder versorgen. Da ich bei HO nichts kaufen kann, 
muß ich das monatliche Paket von den Rationen der Kinder abziehen. 
2 Kinder sind aber völlig unterernährt. Ich weiß nicht mehr, was ich 
tun soll." 

Mehrere hundert Patenschaften für Häftlinge und deren Angehörige 
konnten inzwischen vermittelt werden. Es ist bezeichnend, daß die Ärmsten 
am meisten opferbereit sind. 

Auch hier einige Briefauszüge: 
LFrauZ. S. aus W. s c h r e i b t : 

„Ich selbst bin heimatvertrieben aus Breslau und lebe mit meinen 
Kindern seit 1945 hier in W. Mein Mann ist seit April 1945 verschollen. 
Es ist mir ein Bedürfnis, einem dieser unglücklichen Menschen, soweit 
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es meine Kräfte erlauben, zu helfen. Wenn ich einen Landsmann be- 
treuen könnte, wäre es schön, aber es soll keine Bedingung sein." 

2. Die Schauspielerin I. L. aus O. schreibt: 

.In tiefster Dankbarkeit, daß ich selbst das große Glück der Freiheit 
habe, würde ich gern eine Patenschaft für einen politischen Häftling 
übernehmen." 

3. Eine Frau aus Leipzig schreibt: 

„Ich begrüße Ihren Aufruf und bitte Sie, mir die Anschrift einer sol- 
chen Person — möglichst aus Leipzig — mitzuteilen. 

4. Herr W. E. a u s M. s c h r e i b t : 

„Ich bitte Sie um die Überlassung der Anschrift einer Familie eines 
politisch Verfolgten jungen Juristen. Allerdings wird die Hilfe nicht 
groß sein, denn auch meine Eltern gehören zu den Opfern der Sowjets. 
Der Vater starb 1949 an den -bei einem .Verhör" zugefügten Verlet- 
zungen. Die Mutter ist mittelloser politischer Flüchtling." 

5. Frau W. G. aus F. schreibt: 

.Ich würde in F. für Sie gern eine Sammlung durchführen. Ich glaube, 
daß jede Mutter etwas geben wird." 

6. Fräulein F. R. aus R. schreibt: 

m 

„Die Mädchenschule, in der ich als Sekretärin tätig bin, hat sich be- 
reit erklärt, die Patenschaft für 2 politische Häftlinge in der Ostzone zu 
übernehmen." 

7. Frau M. R. aus E. schreibt: 

.Ich habe selbst bis 1949 im Lager Bautzen gesessen und möchte, ob- 
wohl ich nur ein kleines Gehalt habe, jeden Monat 5, — DM an Sie zur 
Weitergabe an die bedürftige Familie eines Häftlings zahlen." 

8. Herr H. P. aus G. schreibt: 

.Mein Vater ist im Jahre 1945 von den,Russen verhaftet worden. Im 
Sommer erhielt ich das letzte Lebenszeichen. Sollte es nicht möglich sein, 
meinem Vater die Not zu erleichtern, bitte ich um Angabe einer anderen 
Anschrift eines Häftlings in Brandenburg." 

Immer noch muß vielen Tausenden geholfen werden. Was sagen 
die Menschen der freien Welt dazu, die das GlUck der Freiheit ge- 
nießen und keine Not leiden, deren Existenz und Freiheit bisher mit 
Hilfe derer erhalten worden ist, die als Vorposten der freien Welt dem 
sowjetischen Unrechts-Regime Einhalt geboten haben? 
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Die Waldheimer Geheimprozesse 

Die von allen vier Besatzungsmächten unterschriebene Proklamation 
Nr. 3 des Alliierten Kontrollrats vom 20. Oktober 1945 lautet: 

Proklamation Nr. 3 

Grundsätze für die Umgestaltung der Rechtspflege 

Mit der Ausschaltung der Gewaltherrschaft Hitlers durch die Alliierten 
Mächte ist das terroristische System der Nazigerichte abgeschafft worden. 
An seine Stelle muß eine Rechtspflege treten, die sich auf die Errungen- 
schaften der Demokratie, Zivilisation und Gerechtigkeit gründet. Der Kon- 
tiollrat verkündet die folgenden Grundsätze für die Wiederherstellung der 
Rechtspflege. Sie haben für ganz Deutschland Geltung. 

I. Gleichheit vor dem Gesetz 

Alle Personen sind vor dem Gesetz gleich. Niemandem, was immer 
seine Rasse, Staatsangehörigkeit oder Religion sei, dürfen die ihm gesetz- 
lich 'zustehenden Rechte entzogen werden. 

• 

II. Gewährleistung der Rechte des Angeklagten 

1. Niemandem darf das Leben, die persönliche Freiheit oder das Eigentum 
entzogen werden, es sei denn auf Grund von Recht und Gesetz. 

2. Strafbare Verantwortlichkeit besteht nur für Handlungen, welche das 
Recht für strafbar erklärt hat. 

3. Kein Gericht darf irgendeine Handlung auf Grund von „Analogie" oder 
im Hinblick auf das sogenannte „gesunde Volksempfinden" für strafbar 
erklären, wie es bisher im deutschen Strafrecht der Fall war. 

4. In jedem Strafverfahren müssen dem Angeklagten die folgenden Rechte 
zustehen, wie sie die demokratische Rechtsauffassung anerkennt: 
Unverzügliches und öffentliches Gerichtsverfahren, Bekanntgabe von 
Grundlage und Art der Anklage, Gegenüberstellung mit dem Belastungs- 
zeugen, gerichtliche Vorladung von Entlastungszeugen und Hinzuziehung 
eines Verteidigers. Strafen, die gegen das gerechte Maß oder die 
Menschlichkeit verstoßen und solche, die das Gesetz nicht vorsieht, 
dürfen nicht verhängt werden. 

5. Verurteilungen, die unter dem Hitler-Regime ungerechterweise aus 
politischen, rassischen oder religiösen Gründen erfolgten, müssen auf- 
gehoben werden. 



HI. Abschaffung der Hitlerschen Ausnahme- und Sondergerichte 

Der Volksgerichtshof, die Gerichte der Nationalsozialistischen Deut- 
schen Arbeiterpartei und die Sondergerichte sind aufgehoben. Ihre Wieder- 
herstellung ist verboten. 

IV. Unabhängigkeit des Richters 

1. In der Ausübung seiner richterlichen Tätigkeit ist der Richter frei von 
Weisungen der ausführenden Gewalt. Er ist nur dem Gesetz unterworfen. 

Der Zugang zum Richteramt steht ohne Rücksicht auf Rasse, gesell- 
schaftliche Herkunft oder Religion allen Personen offen, sofern sie die 
Grundsätze der Demokratie anerkennen. Beförderung des Richters 
erfolgt ausschließlich nach Maßgabe seiner Leistung und juristischen 
Befähigung. 

V. Schlufibestimmung 

Ordentliche deutsche Gerichte nach Maßgabe ihrer Rangordnung werdi 
Einklang mit dieser Proklamation in Deutschland die Rechtspflege 



Ausgefertigt in Berlin, den 20. Oktober 1945. 





Einleitung 

Als Anfang des Jahre 1950 der Entschluß der sowjetischen Militär- 
verwaltung bekanntgegeben wurde, die Konzentrationslager aufzulösen 
und einen großen Teil der dort inhaftierten Personen der deutschen 
Gerichtsbarkeit zu übergeben, haben in der sowjetischen Besatzungszone 
und im übrigen Deutschland viele Mensiien neue Hoffnung geschöpft, ihre 
seit Jahr und Tag ohne Angabe von Gründen verhafteten und verschwun- 
denen Angehörigen wiederzusehen. Als dann im April 1950 bekannt wurde, 
daß aus jedem Land der sowjetischen Besatzungszone einige Richter und 
Staatsanwälte zur Durchführung dieser Prozesse in eine zunächst nicht 
genauer bekanntgegebene Stadt im Lande Sachsen abkommandiert wurden, 
tauchten in eingeweihten Kreisen angesichts der allzu bekannten „Über- 
fortschrittlichkeit" der auserwählten Richter und Staatsanwälte die ersten 
Bedenken an der Objektivität dieser Gerichte auf. Es blieb zunächst um 
diese Sonderaktion der ostzonalen Justiz sehr still. Man erfuhr — und 
auch das nur mit einiger Mühe — nicht mehr, ab daß die Aburteilungen 
in Waldheim/Sachsen stattfanden. Vergeblich wartete man aber auf das 
Erscheinen der ersten freigesprochenen oder wegen zu geringer Strafen 
aus der Haft entlassenen Personen. Stattdessen erhielten die schmerzlich 
wartenden Angehörigen Briefe ihrer Männer, Väter und Söhne, in denen 
diese verzweifelt von unfaßlich hohen Strafen berichteten, zu denen sie 
verurteilt waren, über die Art der Prozeßführung, die Rechtsmittel, die 
Frage der Verteidigung, die Behandlung der Häftlinge stand in diesen 
Briefen nichts. In mühsamer Kleinarbeit gelang es dem „Untersuchungs- 
ausschuß Freiheitlicher Juristen der Sowjetzone', alle erforderlichen Einzel- 



heiten über die Prozesse in Waldheim zu erfahren, um sich daraus ein 
Bild über den bisher größten Rechtsbruch in der ostzonalen Justiz machen 
zu können. Bis ins einzelne wurden diese Ermittlungen des Ausschusses 
bestätigt durch die im Juli 1950 aus Waldheim geflüchtete Verwaltungs- 
angestellte Gertrud M i e 1 k e , die vom Beginn der Waldheimer Prozesse 
bis zu deren Abschluß als Protokollführern! in einer der Strafkammern 
tätig war und demzufolge einen gründlichen Einblick in alle Vorgänge 
hatte. Danach ergibt sich der im folgenden dargelegte Tatbestand. 

3500 ehemalige Konzentrationslagerinsassen aus der sowjetischen Zone 
sind in der Zeit vom 21. April bis Anfang Juli 1950 >m Zuchthaus Wald- 
heim in Sachsen als sogenannte .Kriegsverbrecher* von Sondergerichten 
der „Deutschen Demokratischen Republik" zu hohen Zuchthaus- und Gefäng- 
nisstrafen zwischen 6 und 25 Jahren, in mehreren Fällen auf Lebenszeit 
und zum Tode verurteilt worden. 

Bei der Uberprüfung dieser Strafverfahren dienten dem „Untersuchungs- 
ausschuß Freiheitlicher Juristen der Sowjetzone" als Grundlage die in der 
Sowjetzone geltenden Gesetze, insbesondere das Strafgesetzbuch, die Straf- 
prozeßordnung in der von der ostzonalen Justizverwaltung heraus- 
gegebenen Fassung, die Kontrollratsproklamation Nr. 3, die ostzonale 
Verfassung und die übrigen nach 1945 in der Ostzone neu eingeführten 
Gesetze bzw. Abänderungsvorschriften, obwohl bei mancher dieser Bestim- 
mungen fraglich ist, inwieweit sie als gültig angesehen werden können. 

Die Waldheim-Verfahren und die gefällten Urteile sind insofern beson- 
ders bemerkenswert, als hier kaum der Versuch unternommen wurde, die 
Vorschriften der StPO und der Kontrollratsproklamation Nr. 3 einzuhalten. 
Man sieht sich vielmehr zu der schroffen Feststellung gezwungen, daß die 
dortigen Richter die nationalsozialistischen Sondergerrichte in zahlreichen 
Fällen noch weit übertroffen haben; nicht einmal das Decorum wurde 
gewahrt. Man darf, ohne sich einer Übertreibung schuldig zu machen, 
diese Aburteilungen als einmalig in der Geschichte der deutschen Justiz 
bezeichnen. Mit der Durchführung der Prozesse wurde am 21. April 1950 
in Waldheim vor zwölf großen und acht kleinen Strafkammern begonnen, 
die sämtlich als Strafkammern des Landgerichts Chemnitz bezeichnet waren. 
Tatsächlich aber gehörten weder die Richter diesem Landgericht an, noch 
stammten die tätig werdenden Staatsanwälte aus dem Landgerichtsbezirk 
Chemnitz. Selbstverständlich waren sämtliche bei den Prozessen tätigen 
Gerichtspersonen, Angestellte und Schöffen Mitglieder der SED. Kein 
Richter und kein Staatsanwalt konnte eine ordnungsgemäße juristische 
Vorbildung vorweisen; manche hatten nicht einmal einen .Volksrichter- 
lehrgang" besucht. Alle stammten aus völlig sachfremden Berufen, gewähr- 
leisteten also nicht im geringsten die erforderlichen rechtlichen und sach- 
lichen Voraussetzungen. Beispielhaft in diesem Sinne sind die Staats- 
anwälte Fritz Jürgen (früher Monteur), Fritz Wrangel (Müllkutscher), Karl 
Welich (Schneider), Spank (Arbeiter), Martha Schaffner (Textilarbeiterin), 
Erna Naumann (Hausfrau), Otto Jürgens (Arbeiter). Diese auf Weisung 



politischen Gesichtspunkten vorgenommene, völlig willkürliche Zusammen- 
stellung der Strafkammern bedeutet, daß in Waldheim nichts anderes als 
Sondergerichte tätig waren. 



des Politbüros 




Justizministerium nur nach 



Der Gesundheitszustand 

Bevor der Gang der Verhandlungen dargelegt wird, ist es nötig, einige 
Worte über den Gesundheitszustand der Angeklagten zu sprechen, da die 
schweren Depressionen, unter denen sie litten, vorwiegend auf ihre meist 
vollständige körperliche und seelische Zerrüttung zurückzuführen sind. 
Sie kamen bereits stark geschwächt und weitgehend erkrankt aus den 
Konzentrationslagern Buchenwald, Sachsenhausen und Bautzen nach lang- 
jährig dort verbrachter Haft. Bis zum Skelett abgemagert, die Augen tief 
in den Höhlen, Hände und Lippen bläulich gefärbt, vielfach ihrer Zähne 
durch Gewaltmaßnahmen beraubt, erschienen sie im Gerichtssaal. 60 bis 
70 Prozent aller Gefangenen waren an Tbc erkrankt. 25 Prozent der 3500 
Angeklagten waren sichtlich vom Tode gezeichnet. Viele vermochten kaum 
mehr zu sprechen, da sie an weit vorgeschrittener Kehlkopftuberkulose 
litten, andere wurden durch ununterbrochene schwere Hustenanfälle am 
Sprechen gehindert. Der Angeklagte Willi Brenzek aus Dessau litt an einer 
in Deutschland sehr seltenen Hautkrankheit, die bereits zwei Drittel seiner 
Haut zerfressen hatte. Man nahm ihm die Anklageschrift mit der Pinzette 
ab, um sie später unter Zeugen zu verbrennen. Bezeichnend für den kör- 
perlich-seelischen Zustand der Angeklagten ist die Gleichgültigkeit, mit 
der sie ihre hohen Zuchthausstrafen zur Kenntnis nahmen. Sie sagten: 
„Was soll mir dieses Urteil? Ich bin sowieso ein Todgeweihter!" Andere 
brachen nach der Verurteilung schreiend zusammen, weil sie wußten, daß 
sie nur noch kurze Zeit zu leben haben würden und niemals mehr ihre 
Kinder und Frauen sehen könnten. Es kam vor,- daß Angeklagte auf Trag- 
bahren in den Gerichtssaal getragen wurden — Menschen, die durch 
Schlaganfälle gelähmt waren oder an hochgradiger Tuberkulose litten. Die 
beteiligten Richter und Staatsanwälte mußten sich darüber klar sein und 
waren es auch, daß diesen Angeklagten, die auch bei Anlegung strengster 
ärztlicher Maßstäbe als vollkommen verhandlungsunfähig angesehen wer- 
den mußten, schwerstes Unrecht geschah, doch wurde ihnen zur Beruhigung 
ihres Gewissens von der Chefinstrukteurin. Frau Dr. Hildegard H e i n z e 
(damals Hauptabteilungsleiterin im ostzonalen Justizministerium), erklärt, 
die Häftlinge müßten im Interesse des demokratischen Aufbaues für lange 
Zeit aus der menschlichen Gesellschaft ausgeschlossen werden, um zu ver- 
hindern, daß sie eine feindselige Tätigkeit gegen die .Deutsche Demokra- 
tische Republik" entfalten könnten. Es wurde sogar geäußert, daß der 
hoffnungslose Zustand der Gefangenen erwünscht sei, weil durch ihren 
schnellen Tod die Kosten der Haft eingespart würdenlü 

Das Verfahren bis znr Hauptverhandlung 

Bevor die Aktion in Waldheim begann, wurden die an den Verhören 
und Verhandlungen zu Beteiligenden von dem Dresdner Polizeirat Kurt 
Beyer darüber instruiert, in welcher Form die Anklageschriften abzufas- 
sen und zu erstellen seien. Die Anfertigung der Anklageschriften war, wie 
in allen politischen Prozessen der Sowjetzone, auch hier Aufgabe der Krimi- 
nalpolizei. Der Staatsanwalt hat diese Anklageschriften lediglich zu bestä- 
tigen und dann dem Gericht vorzulegen. Sämtliche Kriminalpolizisten — 
die ebenfalls durchweg der SED angehörten — sowie die weiblichen An- 
gestellten der Kriminalpolizei wurden später zur Vernehmung eingesetzt. 
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Beyer gab ihnen den Auftrag, den Gefangenen .so viel als möglich aus der 
Nase zu ziehen" (um hier den Jargon wiederzugeben), da das vorliegende 
Beweismaterial lediglich aus einem aus dem Russischen ins Deutsche über- 
setzten, von den Häftlingen nicht unterschriebenen Protokollauszug bestand. 
Ferner sei darauf zu achten, alle für den Angeklagten ungünstigen Umstände 
bevorzugt zu vermerken: Entlastungsbeweise wurden nicht erhoben. 

Zur Begründung wurde festgestellt, es gäbe in der Justiz noch immer zu 
viele «reaktionäre Kräfte", weshalb den Anklageschriften eine solche Ober- 
zeugungskraft zu geben sei, daß sich die Justiz gezwungen sehe, diejenigen 
Urteile zu sprechen, die die Polizeiorgane und die SED-Parteileitung wünsch- 
ten. Um die Aktion zu beschleunigen, wurden außerdem zur Ergänzung des 
mit den Ermittlungen betrauten Personals 150 Schüler der Kriminalpolizei- 
schule Arnsdorf eingesetzt, die sich im Alter von 17 bis etwa 23 Jahren 
befanden. 

Die tägliche Norm anzufertigender Anklageschriften belief sich auf ein 
Soll von 120 Stück. Sie hatten in der Regel einen Umfang von 2 höchstens 
2Vz DIN A 4-Seiten. Ihre Aufgabe bestand vorwiegend darin, nachzuweisen, 
weshalb die Bestimmungen des Befehls 201, des Kontrollratsgesetzes Nr. 10 
und der Direktive 38 in den jeweiligen Fällen anzuwenden seien. Die An- 
klageschriften enthielten fast nie Angaben über eine persönliche Schuld des 
Angeklagten, sondern bezogen sich lediglich auf eine „Kollektivschuld". 

Als Beweismittel wurden die folgenden Unterlagen verwendet: 

1. Ein wenige Zeilen umfassender übersetzter Auszug aus einem ur- 
sprünglich von sowjetischen Stellen in den Konzentrationslagern in 
russischer Sprache verfaßten Protokoll, das oft wegen der darin ent- 
haltenen falschen Darstellungen trotz Bedrohungen und Gewalt von 
den Angeklagten nicht unterschrieben war; 

2. ein von den Gefangenen ausgefüllter politischer Fragebogen; 

3. Lebenslauf und Vermögenserklärung des Häftlings. 

Auch Belastungszeugen waren weder vernommen worden, noch war ihre 
Vernehmung in der Hauptverhandlung als Beweismittel beantragt. 

So sahen also die „Akten* aus, die die einzelnen Strafkammern am Vor- 
abend jedes Verhandlungstages erhielten. Den Angeklagten wurde die Vor- 
ladung zur Hauptverhandlung mit der Anklageschrift erst am Tage vor dem 
Prozeß zugestellt, doch wurde auch nur eine 24stündige Ladungsfrist in den 
wenigsten Fällen eingehalten. Nach Durchsicht mußte die Anklageschrift 
wieder abgeliefert werden. -Dadurch wurde es den Angeklagten unmöglich 
gemacht, sich auf ihre Verteidigung vorzubereiten. 

Die Verhandlungen 

Die Anberaumung der Hauptverhandlung geschah nicht durch das Ge- 
richt, sondern durch ein eigens geschaffenes »Organisations-Komitee", dem 
die Leitung der gesamten Aktion Waldheim oblag. 

Es bestand aus folgenden Personen: 

1. Vorsitzende Dr. Hildegard Heinze 
(damals im Justizministerium Berlin), 



2. Vorsitzender Paul Hentschel 
(Zentralsekretariat der SED), 

3. Erwin Reiß ler 
(Justizministerium Berlin), 

4. Polizeiinspekteur Meli mann 
(Hauptverwaltung Deutsche Volkspolizei), 

5. Polizeiinspekteur Marquardt 
(Hauptverwaltung Deutsche Volkspolizei). 

Während des Verlaufs der Aktion fanden wiederholt sogenannte Arbeits- 
tagungen unter der Leitung der Dr. Heinze, Hentschel und Reiß- 
ler statt; die gefällten Urteile wurden eingehend durchgesprochen, sofern 
man sie als zu niedrig beurteilte; die anwesenden Richter und Staats- 
anwälte erhielten strenge Weisungen zur Auswerfung höchster Strafen. Sie 
hätten den -Angeklagten soundsoviele Jahre „unter die Weste zu jubeln", 
hieß es im Jargon. In Einzelfällen wurden zum Strafmaß ganz konkrete An- 
weisungen erteilt. 

Fast keiner der Angeklagten kannte die Gesetze, nach denen er abge- 
urteilt werden sollte, auch nur dem Namen nach, da sie bei Erlaß dieser 
Gesetze und Befehle schon lange Zeit inhaftiert waren. Die Angeklagten 
beantragten daher, ihnen die Wahl von Verteidigern zu gestatten. Diesen 
Anträgen wurde in keinem Falle entsprochen; Wahlverteidiger wurden nicht, 
zugelassen. Nur in den Fällen, in denen auf Todesstrafe erkannt werden 
sollte, zog man einen Offizialverteidiger hinzu. Dieser war hauptberuflich 
Volksstaatsanwalt in Thüringen! 

übrigens wurden dem Offizialverteidiger die „Akten" meist erst fünf 
uten vor der Verhandlung zur Einsichtnahme zur Verfügung gestellt, 
rend ihm als Sprechzeit mit dem Angeklagten knapp zwei bis drei Minu- 
zur Verfügung standen. Demzufolge bezog sich die Verteidigung in fast 
allen Fällen nur auf „falsche Anwendung von Gesetzen" und „Berücksichti- 
gung des jugendlichen Alters" derjenigen Angeklagten, die zum Zeitpunkt 
der angeblichen Straftat noch minderjährig waren. Derartige Argumente wur- 
den vom Staatsanwalt mit wenigen Sätzen gegenstandslos gemacht. Ebenso 
wurde jeder Antrag der Angeklagten, Entlastungszeugen zu vernehmen, mit 
der Begründung abgelehnt, eine solche Vernehmung sei für die Urteilsfin- 
dung bedeutungslos. 

Täglich wurden während der Dauer der Prozeßakten etwa zehn Ver- 
handlungen je Kammer mit einer offiziellen Zeitdauer von je einer Stunde 
anberaumt. Diese Zeit ist kaum jemals eingehalten worden. Urteilssprüche 
von 15, 20, 25 Jahren Zuchthaus waren das Ergebnis von Verfahren, die in 
15 bis 20, seltener in 40 oder 45 Minuten erledigt wurden. Diese Verhand- 
lungen fanden unter strengstem Ausschluß der Öffentlichkeit statt, obwohl 
sie im Sitzungsprotokoll ausdrücklich als öffentlich bezeichnet worden waren. 
Die Gerichtsräume wurden mit größter Strenge bewacht. Niemand durfte sie 
ohne Erlaubnis betreten. Die an der Aktion beteiligten Richter, Staats- 
anwälte und Schöffen und sonstigen Angestellten hatten besondere Aus- 
weise erhalten und wurden jedesmal bei Betreten des Gebäudes scharf kon- 
trolliert. Anderen Personen war es unmöglich, in die Verhandlungsräume zu 
gelangen. 
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Nur wenn es sicn um die Aburteilung von Juristen handelte, wurd 
Angehörige des „ Untersuchungsorgans " (Polizisten in Zivil) — etwa d 
bis vier Personen — als „Zuhörer" in den Sitzungssaal beordert. Man 
täuschte also diesen rechtskundigen Angeklagten eine öffentliche Verhand- 
lung vor. 

Die Verfahrensweise gestaltete sich wie folgt: der Angeklagte wurde 
mit Handschellen gefesselt von Polizisten in den Sitzungssaal geführt. Dar- 
auf eröffnete der Vorsitzende mit wenigen Worten die Hauptverhandlung 
und erteilte nach Feststellung der Personalien dem Staatsanwalt das Wort 
zum Vortrag der Anklage. Sodann trat das Gericht in die sogenannte Be- 
weisaufnahme ein, die lediglich darin bestand, dem Angeklagten einige Fra- 
gen über Parteizugehörigkeit und ähnliches zu stellen. Nunmehr hielt der 
Staatsanwalt sein Plädoyer. Danach erhielt der Angeklagte das Schlußwort 
mit der Weisung, er habe sich ganz kurz zu fassen und dürfte lediglich zu 
den Ausführungen des Staatsanwaltes Stellung nehmen. 

Die Ungeheuerlichkeit der Beschuldigungen wirkte oft derart, daß der An- 
geklagte resigniert bemerkte: „Was kann ich dazu sagen? Ich habe nichts 
dazu zu sagen." Die Tiefe der Depression wird ferner durch die Tatsache 
gekennzeichnet, daß die Angeklagten nicht einmal um milde Beurteilung 
der gar nicht von ihnen begangenen Taten baten. 

Der Gerichtssaal wurde im Anschluß an das letzte Wort des Angeklagten 
vom Staatsanwalt, dem Protokollführer, dem Angeklagten und den Poli- 
zisten geräumt. Die nun folgende Beratung war insoweit eine Farce, als die 
Vorsitzenden schon vor der Verhandlung die Urteile niedergeschrieben hat- 
ten. Es konnte also höchstens über die Änderung irgendwelcher Formulie- 
rungen gesprochen werden. Nach der Beratung folgte die Verkündung und 
kurze mündliche Begründung des Urteils durch den Vorsitzenden und eine 
Rechtsmittelbelehrung. Hier jedoch wurde dem Angeklagten erklärt, daß er 
die Revision lediglich zu Protokoll der Geschäftsstelle begründen könne; daß 
die Revision auch durch einen Rechtsanwalt begründet werden kann, wurde 
verschwiegen und, wenn darauf abzielende Fragen gestellt wurden, aus- 
drücklich abgelehnt. 

Anrechnung der mehrjährigen Haft in den sowjetischen Konzentrations- 
lagern erfolgte niemals. Es wurde höchstens die Haft angerechnet, die die 
Gefangenen vom Zeitpunkt der Übergabe an die deutsche Polizei erlitten 
hatten. Das Urteil, das dem Angeklagten am nächsten Tage zugestellt wurde, 
mußte nach kurzer Einsichtnahme wieder zurückgegeben werden, falls keine 
Revision eingelegt wurde. 

* 

Die Revisionen 

■ 

In fast 80% aller Fälle legten die Verurteilten Revision ein. Sie mußten 
das Urteil dann mit der Revisionsbegründung zurückgeben. Die Angeklag- 
ten argumentierten meist, es seien keine Verteidiger bei den Verhandlungen 
zugegen gewesen, auch hätten sie sich in völliger Unkenntnis der für die 
Urteile maßgebenden Gesetze befunden. Erschienen der Uberwachungs- 
kommission Heinze und Konsorten die Strafen nicht hoch genug, so wurde 
auf ihre Weisung durch die Staatsanwaltschaft Revision eingelegt. Da die 
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Strafkammern als Gerichte des LG. Chemnitz bezeichnet waren, mußte über 
die Revision der Strafsenat des Oberlandesgerichtes Dresden entscheiden. 
Der Einfachheil halber bildete man einfach in Waldheim einen solchen Straf- 
senat, also wieder ein Sondergericht. 

Uber die Revisionen wurde noch während der laufenden Prozeßaktion 
entschieden. Unnötig ist eigentlich, zu erwähnen, daß nicht eine einzige Revi- 
sion eines Angeklagten Erfolg hatte, die Revisionen der Staatsanwaltschaft 
dagegen immer. Im letzteren Falle wurden die Urteile aufgehoben, und die 
Sache wurde an eine Sonderstrafkammer verwiesen, die nur in diesen Fäl- 
len tätig wurde und mit besonders scharfen Richtern besetzt war. Hier wur- 
den die Angeklagten dann zu 20 und 25 Jahren Zuchthaus verurteilt, nach- 
dem sie in der ersten Verhandlung 7 bis 10 Jahre Zuchthaus erhalten hatten. 
Während der letzten Tage wurden Urteile, die auf Antrag der Staatsanwalt- 
schaft zur Revision kommen sollten, nicht mehr behandelt, weil man einig 
war, die Prozeßaktion zu beenden. 

Schauprozesse 

Ganz zum Schluß der Waldheimer Gerichtsverhandlungen wurden etwa 
zehn Schauprozesse veranstaltet. Für diese suchte man sich Angeklagte her- 
aus, die der breiten Öffentlichkeit bekannt waren. Zu diesen Prozessen 
waren ausschließlich Belastungszeugen geladen. Die Offizialverteidiger 
wurden vom SED-I^andesvorstand bestimmt. Ebenso setzte sich die über- 
wiegende Mehrheit der Zuhörerschaft aus SED-Genossen zusammen. Sie 
wurden als Betriebsdelegationen, als Aktivistengruppen oder FDJ- und 
FDGB-Abordnungen nach Waldheim geschickt. Die für diese Prozesse aus- 
gewählten Richter und Staatsanwälte hatten zuvor genaue Instruktionen 
über Aufbau der Plädoyers, Fragestellung bei den Verhören und Urteils- 
begründung erhalten. 

In die Reihe dieser Prozesse fallen auch solche, denen führende Funk- 
tionäre der „Deutschen Demokratischen Republik" und der Parteien bei- 
wohnten. So waren anläßlich eines angekündigten Besuches des Justiz- 
ministers Fechner jeder Strafkammer einige Angeklagte zugeteilt worden, 
aus deren Aktenmaterial ein persönliches Vergehen ersichtlich war. Diese 
Angeklagten, die man. im Jargon als „Fette Brodten" bezeichnete oder auch 
als „Hechte" im Gegensatz zu den leichteren Fällen, den „Wasserflöhen", 
wurden an dem betreffenden Tage morgens den Gerichten zugeführt und 
wurden dort — ebenfalls im ortsüblichen Jargon gesagt — „auf Eis gelegt", 
d. h. sie mußten in einem besonderen Raum auf das Erscheinen des 
Ministers warten. Als dieser eintraf, wurde der gerade zur Verhandlung 
stehende Fall unterbrochen und das so umständlich vorbereitete Verfahren 
des „Fetten Brockens" in Anwesenheit des Justizministers durchexerziert. 

Strafvollzug und Gnadengesuche 

Die in Waldheim Verurteilten wurden nach Beendigung der Aktion zu 
einem großen Teil in das Zuchthaus Brandenburg-Görden verlegt. Andere 
kamen in das Zuchthaus Bautzen oder, soweit es sich um Frauen handelte, 
in die berüchtigte Strafanstalt Hoheneck. Zum Ausgleich dafür wurden 



andere politische Häftlinge aus Bautzen, Hoheneck und Torgau in die Straf- 
anstalt Waldheim gebradit. Wegen der dauernden Verlegungen und Um- 
gruppierungen in den Strafanstalten ist eine genaue Feststellung der 
Todesfälle in diesen Strafanstalten kaum möglich. Nur deswegen wurden 
auch diese ständigen Verlegungen durchgeführt, um also die katastropha- 
len Folgen der langjährigen Haft nach Möglichkeit zu verschleiern. Die 
Feststellungen des Untersuchungsausschusses haben dennoch ergeben, daß 
die Unterbringung der Verurteilten in den Zuchthäusern in Waldheim und 
Bautzen und der zu über zehn Jahren Freiheitsstrafe Verurteilten in der 
Strafanstalt Bandenburg-Görden genau so menschenunwürdig ist wie die 
seinerzeitige Unterbringung der KZ-Häftlinge. 

Zumindest die an offener Tbc erkrankten Häftlinge sind haftunfähig. Sie 
werden trotzdem nicht entlassen. Die Ursachen der vielen Krankheitsfälle 
sind in der katastrophalen Uberbelegung der Zellen zu sehen. In einer Ein- 
Mann-Zelle befinden sich häufig vier bis sechs Gefangene. Die Gefangenen 
dürfen täglich nur einmal 20 bis 30 Minuten im Gefängnishof im Kreise 
herumspazieren. Die Ernährung ist schon für Gesunde völlig unzureichend, 
noch mehr natürlich für Kranke. Es gibt täglich 350 g Brot, einmal warmes 
Essen, im übrigen Verpflegung nach der niedrigsten Kartengruppe. Fleisch 
und Fleischprodukte sind minderwertig. Die Wurst, die verabfolgt wird, be- 
steht im wesentlichen aus Kaidaunen. Im Zentralkrankenhaus in Waldheim 
liegen die Häftlinge, die an schwerster offener Tbc erkrankt sind; es 
handelt sich um etwa 300 Menschen. Die zu höheren Strafen Verurteilten 
haben den ganzen Tag über keine Sitzgelegenheit in der Zelle. In' der 
ersten Zeit mußten sie ständig mit dem Gesicht zur Wand stehen. In Wald- 
heim waren auf Grund dieser Behandlung bis Ende November 1950 
224 Sterbefälle zu verzeichnen. Das Zuchthaus ist ungenügend beheizt, es 
gibt keine Unterwäsche, keine Wollsachen, keine Strümpfe. Die einzige 
Waschmöglichkeit ist in einer Fünf-Mann-Zelle ein Fünf-Liter-Krug mit 
Wasser, eventuell eine Waschschüssel. Im Zuchthaus Brandenburg werden 
die der Intelligenz entstammenden Gefangenen streng von jeder geistigen 
Besdiäftigung ferngehalten. Die einzige Tätigkeit, die diesen Gefangenen 
zugewiesen wird, besteht darin, daß sie entweder Bindfäden aufknoten und 
entwirren müssen, oder auf unbedruckten Papierseiten Linien ziehen 
müssen, um dadurch Formularblätter herzustellen. 

Durch die Verurteilten selbst und durch ihre Angehörigen wurden an 
alle in Frage kommenden Stellen der DDR Gnadengesuche gerichtet. Der 
sogenannte „Staatspräsident" der DDR, Wilhelm Pieck, lehnte* eine Bearbei- 
tung dieser Gnadengesuche ab, da er angeblich nicht zuständig sei. Immer- 
hin erteilte er in einigen Fällen wenigstens den Angehörigen eine Nach- 
richt, daß er das Gnadengesuch an eine andere, seiner Ansicht nach zu- 
ständige Stelle, weitergeleitet habe. Diese Stellen, der Minister des Innern 
der DDR, der Justizminister der DDR oder der Justizminister des Landes 
Sachsen, reagierten auf die ihnen eingereichten oder zugeleiteten Gnaden- 
gesuche in den meisten Fällen überhaupt nicht. Nur selten erging ein 
Formularbescheid, daß dem Gnadengesuch nicht entsprochen werden könne. 
Für alle in Waldheim zum Tode Verurteilten wurde selbstverständlich von 
verschiedenen Seiten eine große Anzahl Gnadengesuche eingereicht. Auch 
hier erfolgte zunächst keine Antwort. Plötzlich aber erhielten die An- 
gehörigen dieser Verurteilten zu gleicher Zeit Schreiben des Generalstaal 



anwaltes des Landes Sachsen, die sämtlich den gleichen Wortlaut hatten. 
Es wurde darin mitgeteilt, daß das eingereichte Gnadengesuch abgelehnt 
wurde und infolgedessen das Todesurteil am 4. November 1950 vollzogen 
worden ist. An diesem 4. November 1950 sind tatsächlich in der Strafanstalt 
in Waldheim von den 38 zum Tode Verurteilten 32 hingerichtet worden; 
die restlichen sechs Verurteilten wurden begnadigt zu lebenslänglicher 
Zuchthausstrafe. Unmenschlicher kann wohl seitens der Justiz und der Ver- 
waltung überhaupt nicht mehr verfahren werden! 




Schlußwort 

Die Abschlußbilanz der Waldheim-Aktion war für das Politbüro der SED 
und die leitenden SED-Verbrecher ein voller Erfolg. Das tägliche Soll von 
120 durch die Staatsanwälte zu bestätigenden Anklagen war erfüllt worden. 
3500 Menschen waren, nadidem sie schon jahrelang dn sowjetischen Kon- 
zentrationslagern zum größten Teil grundlos eingekerkert gewesen waren, 
auf lange Zeit „aus der menschlichen Gesellschaft ausgeschlossen, um der 
DDR den Rücken für den Aufbau freizumachen". 3000 Menschen befinden 
sich jetzt noch ohne ausreichenden Grund in Haft, teilweise von schwersten 
und tödlichen Krankheiten befallen. Zu Frau Mielke, die genau wie alle 
anderen an diesen Verfahren beteiligten Personen der SED angehörte, 
äußerte einmal ein in Waldheim tätiger Staatsanwalt; „Wenn unsere Ge- 
lossen auf der Straße wüßten, was wir hier tun, würden sie uns mit einem 
issen Lappen erschlagen." 

er Justizminister der „Deutschen Demokratischen Republik", Max 
Fechner, pflegt immer wieder hervorzuheben, daß dort eine „demo- 
kratische Gesetzlichkeit" herrsche. Die leitenden Organe der ostzonalen 
Justiz haben es bisher nicht gewagt, den Richtern die Mißachtung der be- 
stehenden gesetzlichen Bestimmungen zu empfehlen, sondern lediglich auf 
die Notwendigkeit einer „fortschrittlichen Auslegung" hingewiesen. Im 
großen und ganzen sind bislang bei der Justiz der DDR wenigstens die 
prozessualen Vorschriften angewendet worden, oder man hat sich zu- 
mindest bemüht, dies vorzutäuschen. Im Falle der in dieser Denkschrift 
dargelegten Waldheimer Prozeßaktion liegt die Sache jedoch völlig anders. 
Hier galt als oberster, absolut unantastbarer Grundsatz eine völlig ungesetz- 
liche Richtlinie, derzufolge „der Auszug der sowjetischen Untersuchungs- 
behörde richtig sei". Nicht einmal die Formen wurden gewahrt. Demzufolge 
muß mit aller Schärfe festgestellt werden, daß sich die Verantwortlichem 
für die Durchführung dieser Prozesse sämtlich schuldig gemacht haben: 

1. der Rechtsbeugung, 

2. der Freiheitsberaubung im Amt, 

3. der Verfolgung Unschuldiger, 

4. des Verbrechens gegen die Menschlichkeit. 




Anhang 



- Gegen die Hauptverantwortlichen der Waldheimprozesse hat der Unter- 
suchungsausschuß bereits am 15. August 1950 folgende Anklage erhoben: 

Anklageschrift 

1. Die Hauptabteilungs-Leiterin im ostzonalen Justizministerium, Frau 
Dr. Hildegard Heinze, Berlin, 

2. der ehemalige Ministerialdirektor im Innenministerium des Landes 
Brandenburg, jetzt hauptamtlich im Zentralsekretariat der SED be- 
schäftigte Paul Hentschel, Potsdam, 

3. der Oberreferent im ostzonalen Justizministerium, Erwin Reiß ler, 
Berlin, 

4. der Polizei-Inspekteur Karl M e 1 1 m a n n von der Hauptabteilung 
Deutsche Volkspolizei, Berlin, 

5. der Polizei-Inspekteur Heinz Marquardt von der Hauptabteilung 
Deutsche Volkspolizei, Berlin, 

werden angeklagt 

im Jahre 1950 in Waldheim (Sachsen) gemeinschaftlich, teilweise fort- 
gesetzt, teilweise in einer noch nicht genau festgestellten Anzahl selb- 
ständiger Handlungen 

1. die Begehung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit in Form 
von unmenschlicher Behandlung der Zivilbevölkerung und Verfolgung 
aus politischen Gründen befohlen, bei der Begehung dieser Ver- 
brechen mitgewirkt und mit ihrer Planung und Ausführung in Zu- 
sammenhang gestanden zu haben, 

(Verbrechen strafbar nach Gesetz Nr. 10 des Alliierten Kontrollrats 
vom 20. Dezember 1945, Art. II, Ziff. lc, Ziff. 2a, b, d, § 47 StGB) 

und in Tateinheit damit als Beamte vorsätzlich die Dauer der Frei- 
heitsentziehungen verlängert zu haben, ohne hierzu berechtigt zu 
sein, 

(Verbrechen strafbar nach §§ 239, 341, 73, 74, 47 StGB), 

indem sie als verantwortliche Leiter der in Waldheim (Sachsen) durch- 
geführten Verurteilungs-Aktion gegen Personen, die aus den sowjetischen 
Konzentrationslagern entlassen und der deutschen Gerichtsbarkeit über- 
geben waren, dafür sorgten, daß unschuldige Gefangene nicht aus der Haft 
entlassen, sondern im Gegenteil zu unmenschlich harten Strafen verurteilt 
wurden. 




2. die in Waldheim (Sachsen) tätigen Richter durch Drohung, Mißl 
des Ansehens und andere Mittel angestiftet zu haben, sich bei dt 
Entscheidung der anhängigen Strafprozesse vorsätzlich zum Nachteil 
der Angeklagten einer Beugung des Rechts schuldig zu machen, 

(Verbrechen strafbar nach §§ 336, 47, 48 StGB), 

indem sie durch ständig wiederholte Weisungen, Anordnungen und 
Drohungen an sich gerechtfertigte Freisprüche oder gerechte Urteile der 
Waldheimer Gerichte verhinderten. . 
Beweismittel: 

I. Zeugnis 

1. der Frau Gertrud Mielke, Protokollführern! einer Großen 
Strafkammer in Waldheim (Sachsen), bisher wohnhaft in Döbeln 
(Sachsen), 

2. der Angeklagten und Verurteilten im Zuchthaus Waldheim, 
H. sämtliche Waldheim-Prozeß-Akten. 




Eine Jahres-Bilanz 





Im Jahre 1950 wurden in West-Berlin wegen verbotener kommunistischer 
Tätigkeit, zumeist wegen hierbei begangener krimineller Handlungen wie 
Widerstand gegen die Staatsgewalt, Körperverletzung und Beleidigung an- 
läßlich der Durchführung von kommunistischen Aktionen insgesamt 2651 
Menschen verhaftet. Die meisten wurden sofort wieder entlassen und g 
die übrigen Freiheitsstrafen von insgesamt 32 Jahren, 7 Monaten 
7 Tagen Gefängnis ausgesprochen. 

Dagegen sind im gleichen Zeitraum (im gesamten Jahr 1950) von poli- 
tischen Strafkammern der Sowjetzone und von sowjetischen Militär- 
tribunalen wegen angeblicher .Boykotthetze* gegen die Sowjetunion und 
»anti-kommunistischer Betätigung'63 034 Jahre Zuchthaus verhängt worden. 
Wegen angeblicher »Wirtschaftssabotage* und anderer sogenannten .Wirt- 
schaftsverbrechen* wurden durch deutsche Gerichte der Sowjetzone zusätz- 
lich insgesamt 17 900 Urteile ausgesprochen und hier Gesamtstrafen von 
7604 Jahren Zuchthaus und 16 800 Jahren Gefängnis verhängt. Der über- 
wiegende Teil der Verurteilungen wegen Wirtschaftsverbrechens erfolgte 
aus politischen oder wirtschaftspolitischen Gründen mit dem Ziel der Enteig- 
nung von Privatbetrieben zugunsten von HO, Konsum oder der volkseigenen 
Wirtschaft. 

Die Durchschnittsstrafe für das verbotene Verteilen kommunistischen Pro- 
pagandamaterials in den Berliner Westsektoren betrug in den Fällen, in 
denen es überhaupt zu einer gerichtlichen Verurteilung kam, 4 Wochen Ge- 
fängnis, die Durchschnittsstrafe für das Verteilen anti-kommunistischen Ma- 
terials in der Sowjetzone dagegen 4 Jahre Zuchthaus. 

Die Uberfüllung des im Osten verfügbaren Haftraumes durch politische 
und Wirtschaftsverbrecher führte zu einer weitgehenden Milde gegen kri- 
minelle Elemente. Diebe, Betrüger, Sittlichkeitsverbrecher und andere Sub- 
jekte, die sich lediglich Angriffe gegen Privateigentum zuschulden kommen 
ließen, wurden nicht nur mit sehr gelinden Strafen bedacht, sondern durch 
mehrere Amnestien begünstigt. Sie genießen daneben noch den Vorzug, 
Freiheitsstrafen bis zu zwei Jahren in Form eines sogenannten .Arbeits- 
bewährungseinsatzes", d. h. in völliger Freiheit auf irgendeiner Baustelle 
oder einem anderen zugewiesenen Arbeitsplatz zu verbüßen, und zwar je 
nach Art der Arbeit ebenso wie freie Arbeiter mit Zusatzkarte und ord- 
nungsgemäßer Bezahlung. 

Am 1. 3. 1951 standen 12106 rein kriminelle Häftlinge 25 000 politischen 
Straf- und Untersuchungshäftlingen und 800 sogenannten „Wirtschaftverbre- 
chern'' gegenüber! 



Wem J)ü oeiJ\4tet mtt ... 

Beachtliche Riditlinien 
zur Verteidigung gegen Rechtswillkür 

Zur Verteidigung gegen Rechtswillkür hat der «Untersuchungsausschuß 
Freiheitlicher Juristen der Sowjetzone" Richtlinien herausgegeben. Sie be- 
ruhen auf Grund der Ermittlungen von Mitarbeitern des Untersuchungsaus- 
schusses, von entlassenen und geflüchteten politischen Häftlingen. Diese 
Richtlinien zeigen klarer als längere Abhandlungen, nach welchem System 
politische Häftlinge in der sogenannten .Untersuchungshaff vom Staats- 
sicherheitsdienst und MWD behandelt werden. 

„Die Machthaber in der Sowjetzone wissen, daß die überwiegende Mehr- 
heit der Bevölkerung das Unrechts-Regime ablehnt. Daher hat die Führungs- 
clique der Sowjetzone mit sowjetischer Unterstützung unter Bruch von Recht 
und Verfassung ein System der Bekämpfung aller politischen Gegner auf- 
gebaut. Völlig Unschuldige geraten in die Fänge des Staatssicherheits- 
dienstes. Niemand ist sicher, ob er nicht morgen völlig grundlos von der 
sowjetischen Geheimpolizei eingesperrt wird. 

Jeder Deutsche in der Sowjetzone muß also wissen, wie er sich verhalten 
muß, falls er einmal aus politischen Gründen verhaftet wird: 

Folgende Richtlinien präge sich daher jeder ein: 

1. Bist Du verhaftet, so laß Dich nicht einschüchtern! Du wirst immer wieder 
bedroht werden mit Prügelei, mit Sibirien, mit 25jähriger Zwangsarbeit 
usw. . . Laß Dich nicht einschüchtern! 

2. Laß Dich nicht verblüffen! Zwar weiß der Verhörende etwas von Dir — 
sonst hätte man Dich noch nicht festgenommen — aber stets weiß er 
weniger, als er vorgibt zu wissen. Um auf den .Busch zu klopfen", stellt 
er Dir ganz bestimmte Fragen, beruft sich dabei auf Deine Angehörigen, 
Freunde und sonstige Zeugen und „Dokumenti" . . . Laß Dich nicht ver- 
blüffen! 

3. Laß Dich nicht einlullen! Man wird Dir die Freiheit versprechen, wenn 
Du geständig bist, wird den sowjetischen Nachrichtendienst und den 
Staatssicherheitsdienst als eine Einrichtung im Dienste der Menschlich- 
keit hinstellen, die nicht bestrafen, sondern nur bessern, aber . . . laß 
Dich nicht einlullen! 

4. Halte Dich soweit wie möglich an die Wahrheit! Viele haben sich in 
ihrer Angst schon durch unnötige Tatsachenentstellungen selbst hinein- 
gerissen. Lügen haben kurze Beine. Die Wahrheit aber kannst Du am 
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leichtesten beweisen und am überzeugendsten vertreten. Verschweige, 
verharmlose und verändere nur die Tatsachen, die Dir und anderen zum 
Verhängnis werden können. Halte Dich soweit wie möglich an die 
Wahrheit! 

5. Bereite Dich in der Zelle sorgfältig vorl Du hast mehr Zeit dazu als der 
Verhörende! Lege Dir die Antworten auf alle Fragen, die von der Ge- 
genseite kommen können, zurecht. Wiederhole in regelmäßigen Abstän- 
den — mindestens wöchentlich — Deine Aussagen und vor allem das im 
Protokoll Festgehaltene, bis Du es auswendig kannst! Schon die ge- 
ringste Abweichung macht Dich verdächtig. An diesen Stellen wird man 
einhaken und Dich quälen. Wiederhole! 

6. Keine tropfenweise Geständnisse. Gib sofort zu, was sich unmöglich 
halten läßt, begründe es möglichst mit unpolitischen Motiven. Bei den 
dann gemachten Aussagen bleibe aber unentwegt gegen alle Drohungen 
und Erpressungsversuche! Du kannst keinen größeren Fehler machen 
als tropfenweise Geständnisse abzulegen. 

7. Achte beim Verhör gerade auf die kleinen zusammenhanglosen Fragen. 

Setze sie zusammen und Du wirst bei einiger Geschicklichkeit nach dem 
dritten oder vierten Verhör heraushaben, was man von Dir weiß, wie- 
viel man weiß und woher man es weiß. Halte bis zu diesem Zeitpunkt 
mit Deinen Aussagen zurück. Die Fehler der ersten Aussagen können 
meist nicht mehr ausgewetzt werden. Am Anfang ist der Verhörende ftn 
Vorteil, dann aber bist Du es. Achte auf die kleinen zusammenhang- 
losen Fragen. 

8. Entkräfte die Verdachtsgründe! Hast Du herausbekommen, wie die Mel- 
dung über Dich aussieht, so richte Deine Aussage so ein, daß der Ver- 
hörende selbst entdeckt, daß es sich um einen Irrtum oder ein Mißver- 
ständnis handelt. Das ist der schwierigste Fall in jedem Verfahren. Ver- 
nichte die Verdachtsgründe der Meldung, ohne daß der Verhörende 
merkt, daß Du die Meldung bereits kennst. 

9. Zeige keine bessere Intelligenz! Je mehr Du unterschätzt wirst, umso 
besser bis Du dran. Laß Dir nicht anmerken, daß Du etwa russisch spre- 
chen kannst. Verbirg Deine Intelligenz! 

10. Unterschreibe nur das Protokoll, daß Deinen Worten entspricht! Ver- 
bessere Dich ohne Scheu, wenn Du Dich ungeschickt ausgedrückt hast! 
Der Verhörende ist nicht der Richter! Im Prozeß gilt das, was mit Deiner 
Unterschrift schwarz auf weiß vorliegt. Die meisten Angeklagten werden 
am eigenen Protokoll aufgehängt. Du wirst Ärger erregen, Ohrfeigen 
einstecken müssen . . . aber unterschreibe nur, was Deinen Worten ent- 
spricht! Wirst Du von Sowjets verhört, so gibt Dir § 98 des sowjetischen 
Strafgesetzbuches die Handhabe dazu; denn Du hast zu Beginn des Ver- 
hörs unterschreiben müssen, daß Du diese Strafbestimmung kennst und 
daß Deine Aussage der Wahrheit entspricht. Danach muß sich auch da 
Protokoll richten! 



28 



11. Stelle Dich gut mit Deinen Dolmetschern und Dolmetscherinnen. Du bist 
in sowjetischen Verfahren von ihnen abhängig. Auch kleine Höflich- 
keiten sind nicht unwichtig. Unterwürfigkeit stößt auch Russen ab. Der 
Dolmetscher ist Dein einziger Anwalt. Erleichtere ihm die Arbeit durch 
langsames Sprechen in einfachen Worten. 

12. Stelle Dich auf die Methoden des Verhörs ein. Um den Angeklagten 
zum Geständnis zu bringen, werden nach den bisherigen Erfahrungen 
folgende Mittel angewandt: 

a) Du wirst nacheinander den verschiedenen Abteilungen zugewiesen. 
Mal wird es mit Güte und Uberredimg versucht, mal mit Drohung 
und Gewalt, mal mit List und Täuschung. 

b) Du kommst in ein Kreuzverhör, d. h. um Dich in Widersprüche 
zu verwickeln, wirst Du von zwei oder drei sowjetischen Offizieren 
oder Stasi-Männern gleichzeitig verhört. 

c) Du wirst „eingeweckt", d. h. man läßt Dich in der Konservendose 
Deiner Zelle schmoren, monatelang, bis Du bei einer Gefängnis- 
revision einmal auffällst und Deine Akten wieder ausgegraben 
werden. 

d) Du kommst in ein Stehverhör, d. h. Du mußt tage- und nächte- 
lang beim Verhör stehen, ohne zu essen und zu trinken, und zwar 
im Scheinwerferlicht. Die Verhörenden lösen sich ab. Das kann bis 
zu achtzig und hundert Stunden ausgedehnt werden. 

e) Du kommst mit einem anderen in eine Mikrophonzelle. Dauer: ein 
oder zwei Wochen (genau!). Zellen sind erkennbar und werden oft 
gewechselt. Nur in größeren Gefängnissen.' 

f) Du wirst mit einem anderen Untersuchungsgefangenen 
zusammengesetzt und ihr werdet nach der Trennung über einander 
verhört. Belaste ihn also nicht mit Wissen, das ihm die Unbefangen- 
heit nimmt, vereinbare evtl. die Aussage genau. 

g) Ein Spitzel kommt zu Dir in die Zelle. Genau eine oder zwei Wochen 
höchstens. Oft erkennbar — jedoch nicht immer — am ungehemmten 
Schimpfen auf die Sowjets und Sedisten. Manchmal sind die Wachen 
auffallend rücksichtsvoll, häufige „Verhöre", danach Zigarettengeruch, 
krampfhafte moralische Depressionen, rechne bei jedem Besuch in 
den ersten vier Wochen damit, daß es sich um einen Spitzel handelt. 

h) Man versucht Dich auszuklopfen, d. h. wenn Du die Verstän- 
digungsmethode durch alphabetisches Klopfen gelernt hast, versucht 
ein Spitzel von der Nachbarzelle aus, Dich „auszuholen". Das merkst 
Du meist schon daran, daß die Nachbarzelle vorher und nachher auf- 
geschlossen wird und die Wachen beim Klopfen nicht einschreiten. 

j) Man versucht Dich durch Androhung von Prügeln und Haftver- 
schärfung usw. „kleinzukriegen". Es wird durchaus nicht immer 



geschlagen, wenn damit gedroht wird, aber Du kannst Dich leider 
nicht darauf verlassen, daß bellende Hunde nicht beißen — Nerven- 
sache. , 

13. Sprich marxistisch: Falls Du im Prozeß als Marxist auftreten willst und 
kannst, dann benutze das marxistisch-leninistische Wörterbuch. 

14. Sprich stets langsam! Es fällt dann nicht auf, wenn Du Zeit zum Ober- 
legen brauchst. Langsam! 

15. Sorge für gute Führung! Vermeide Zusammenstöße mit der Gefängnis- 
verwaltung. Eine Meldung der Gefängnisverwaltung erschwert Deine 
Stellung im Prozeß sehr. ^ 

16. Schütze Deine Gefährten! Wenn Du in einer Schwächeperiode einen 
anderen belastest, kannst Du Dich nicht wundern, wenn er auch seiner- 
seits etwas über Dich sagt — so reißt einer den anderen hinein. Schütze 
Deine Gefährtenl 

Die Verschwörung der Rechtlichen 

Menschen aus allen Schichten suchen Rat und Hilfe 

Angesichts des gewaltigen Unrechts, das wir aus dem Bereich der Sowjet 2 
zone erfahren, müßte es verständlich erscheinen, daß die Bevölkerung resi- 
gniert, daß der Widerstand zusammenbricht. Daß dem nicht so ist, wird jeder 
erfahren, der bei seinem Aufenthalt in Berlin eine Villa am Berliner West- 
vorort Zehlendorf — ? im amerikanischen Sektor von Berlin — aufsucht. Er 
wird sich wundern, daß er bei seinem Eintritt gemustert, daß sein Ausweis 
einer kritischen Prüfung unterzogen wird. Er wird staunen, daß die großen 
Warteräume überfüllt sind. Die Treppen hinauf bis zum Boden sitzen Men- 
schen oft stundenlang und warten, bis irgendeine mysteriöse Zahl genannt 
wird: A36, C 17! An den Wänden hängen Plakate: „Vorsicht bei Ge- 
sprächenl" Es werden keine Namen genannt. Manche verdecken ihre Gesich- 
ter mit den Händen. Was sind das für Besucher? Hinter den verschlossenen 
Türen der zuständigen Referenten hört man es. Es sind Bewohner der 
Sowjetzone, die irgendwelche Berichte abgeben, Auskünfte einholen und 
dann wieder in ihren Heimatort in der Sowjetzone zurückkehren. Wir finden 
hier den Volljuristen, der als Zivilrichter eines Amtsgerichts tätig ist, den 
Staatsanwalt, Verwaltungsangestellte der verschiedensten Behörden, selbst 
Ministerialbeamte, Landräte und Bürgermeister. 

Heute spricht ein Steuerprüfer vor, der sich Richtlinien für seine Prü- 
fungstätigkeit holen will. Er hat die Weisung, einen Betrieb „fertigzu- 
machen", Steuerschulden zu konstruieren, um die Übernahme in „Volks- 
eigentum" sicherzustellen. Wie kann er es verhindern, ohne sich persönlich 
zu gefährden? 
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Ähnliche Sorgen hat der Leiter eines volkseigenen Betriebes. Auch er 
soll verschiedene Privatbetriebe dadurch abwürgen, daß er ihnen keine Auf- 
träge und damit keine Rohstoffe mehr zuteilt. 

Der nächste Besucher will Verhaltungsmaßregeln gegen Auswirkungen 
eines neuen ostzonalen Gesetzes haben, das die Beschlagnahme auch seines 
Vermögens in Westdeutschland bezweckt. Er wird belehrt, daß der Unter- 
suchungsausschuß entsprechende Gegenmaßnahmen in der Bundesrepublik 
veranlaßt hat. 

Ein Lehrer will wissen, ob er in die SED eintreten soll — er würde sonst 
entlassen werden. 

Ein Ministerialbeamter berichtet über Pläne für neue rechtswidrige ge- 
setzgeberische Maßnahmen und macht Vorschläge, wie schädliche Auswir- 
kungen für die Bevölkerung der Sowjetzone durch entsprechende Aufklärung 
verhindert werden können. 

Es kommen immer wieder Menschen aus allen Schichten der BevÖllke- 
rung, die Anzeige erstatten gegen Denunzianten, SED-Funktionäre, die sich 
Dank ihrer Machtposition bereicherten. Sie machen Mitteilungen über Kor- 
ruptions-Affären in Regierungsstellen und am meisten über ungerechte Ver- 
haftungen. Uber 20 000 Besucher aus der Sowjetzone haben allein im Jahre 
1950 die Diensträume des Untersuchungsausschusses aufgesucht. Besonders 
wichtige Mitarbeiter werden an anderen Stellen abgefertigt. 

Die Referenten kennen die Verhältnisse genau. Sie waren selbst bis in 
die jüngste Zeit in der Sowjetzone tätig und haben zum großen Teil damals 
mit dem Untersuchungsausschuß zusammengearbeitet. Jeder ist ein qualifi- 
zierter Fachmann auf seinem Gebiet. Der eine war Strafjurist in einer lei- 
tenden Position, der zweite hatte eine ausgezeichnete Anwaltspraxis, der 
dritte war Steuerjurist, der vierte als Wirtschafsjurist Geschäftsführer einer 
Industrie- und Handelskammer. Andere waren hohe Verwaltungsangestellte 
nd Pädagogen. 

Mehrere tausend Namen weist die Belastetenkartei auf. Jeder, der 
irgendeine leitende Funktion in der Sowjetzone hat, ist in der Beurteilungs- 
kartei erfaßt. Sein Lebenslauf wird dort verfolgt. Mitunter greift der Unter- 
suchungsausschuß auch ein. So erhält vielleicht einen Tag vor einem Termin 
in einer politischen Strafsache der Vorsitzende Richter — vielleicht auch der 
Beisitzer oder die Schöffen — einen Brief. Er erfährt, daß der Untersuchungs- 
ausschuß über seine bisherige Tätigkeit genau unterrichtet ist. Er wird er- 
mahnt, erhält Richtlinien, wird aber auch nidit im unklaren gelassen, daß 
jede Verletzung des Rechts zu einer öffentlichen Anklage gegen ihn führen 
wird. Obwohl mehrere Tausend belastet sind, wurden bisher lediglich 82 
angeklagt. In tausenden von Exemplaren wurden die Anklageschriften ver- 
breitet. Selbst so prominente Angeklagte wie der Vorsitzende der Zen- 
tralen Kontroll-Kommission, Fritz Lange, der Volkskammerpräsident 
Dieckmann, der stellvertr. Ministerpräsident und Finanzminister Dr. 
Loch, ja sogar Herr Generalstaatsanwalt Dr. Melsheimer waren 
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mächtig schockiert, als ihnen ihre Anklageschriften ins Haus flatterten. Der 
eine sagte seine Propagandareise nach Westdeutschland ab, weil er nicht 
verhaftet werden wollte. Der andere fährt nicht einmal mehr in der Sowjet- 
zone auf der Autobahn, weil sein schlechtes Gewissen ihm Angst macht, er 
könnte entführt werden. Der Dritte erläßt Geheimanordnungen, um aller 
Anklageschriften habhaft zu werden und widerruft sie dann, weil ihm plötz- 
lich einfällt, die Anklage könnte damit noch mehr publiziert werden. Manche 
Angeklagten schicken auch Sendboten her: den Bruder, Schwager oder die 
Ehefrau. „Sie haben nicht anders handeln können, und sie wollen es auch 
nicht wieder tun." 

überall in der Sowjetzone sitzen die heimlichen Mitarbeiter des Unter- 
suchungsausschusses. Keiner kennt den anderen. Eines aber ist sicher: viele 
tausend Jahre Zuchthaus, viele ungerechte Handlungen, Enteignungen, Ent- 
lassungen politisch Unzuverlässiger sind verhindert worden. Viele haben 
ihre Freiheit in West-Berlin und Westdeutschland der rechtzeitigen Warnung 
durch den Untersuchungsausschuß zu verdanken, der durch seine geheimen 
Mitarbeiter rechtzeitig vorher hiervon erfuhr. 



Keiner traut dem anderen 

Von Tag zu Tag nimmt die Unsicherheit in der Führungsschicht der 
Sowjetzöne zu. Keiner traut dem anderen; vielleicht ist der Kollege, Vor- 
gesetzte, Untergebene sogar ein Mitarbeiter des Untersuchungsausschusses! 
Auch „linientreue Genossen* wissen nicht, ob sie nicht in einigen Wochen 
oder Monaten „abgehalftert" werden, ob eine Parteireinigung „titoistische 
Abweichungen" feststellt, ob es vielleicht notwendig wird, im vielgeschmäh- 
ten Westen um Asyl nachzusuchen. Dann ist es doch sehr unangenehm, 
wenn man mit einer Anklageschrift empfangen wird. Die Anständigen und 
Rechtlichen erhalten Rückhalt. Den Labilen wird der Arm gelähmt. Das 
macht deutlich, mit welcher Sorge die dünne sowjethörige Führungsschicht 
die »Verschwörung der Rechtlichen" betrachtet. 18 Millionen Menschen in 
der Sowjetzone haben aus den Erfahrungen des 3. Reiches, aus Nürnberg 
und von den Sowjets selbst gelernt. Sie wollen nicht Sklaven, sondern frei 
sein. Sie haben der roten Flut Halt geboten. Sie werden Deutschland, die 
westliche Kulturwelt und sich selbst erhalten, wenn die freie Welt sie nicht 
vergißt. 
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Mehr als 25 000 Männer, Frauen und Jugendliche sind aus politischen 
Gründen in den Zuchthäusern der Sowjetzone eingekerkert, nur weil sie 
von dem ihnen verfassungsmäßig zustehenden Recht auf freie Meinungs- 
äußerung Gebrauch gemacht hatten oder auch nur denunziert worden waren. 

Unter unmenschlichen Bedingungen müssen sie die ihnen meist in Ge- 
heimverfahren zudiktierten Strafen verbüßen. Während kriminelle Häft- * 
linge viele Erleichterungen genießen, werden die politischen Häftlinge 
nur unzureichend ernährt; auch Todkranke werden nicht entlassen. Die 
Haftanstalten sind überbelegt, die Frauen kahlgeschoren. 4640 Häftlinge 
leiden an Tuberkulose, 1535 an offener Tbc. Nur ein Teil von ihnen ist 
in Krankensälen isoliert. Die Medikamente sind völlig unzureichend. 

Die Häftlinge und deren Angehörige warten sehnsüchtig auf die Hilfe 

der freien Welt. Der sowjetzonale Staatssicherheitsdienst will das an 

Tausenden von unschuldigen Menschen begangene Unrecht totschweigen. 
Das darf nicht gelingen. 

■ 

Wir rufen auf zur Patenschaft für die politischen Häftlinge der Straf- 
anstalten Bautzen, Waldheim, Brandenburg, Torgau, Luckau, Untermaßfeld, 
Hoheneck u. a.! Wir nennen, Ihnen Namen und Einzelschicksale, weisen 
Ihnen Möglichkeiten einer Betreuung nach. Manche werden wir befreien 
können, allen aber muß sofort geholfen werden. 

An alle freiheitlichen Organisationen, Institutionen, caritativen Ein- 
richtungen, Presse, Rundfunk sowie Frauen und Männer ausfallen Schichten 
der Bevölkerung riditen wir die Bitte: Nehmen Sie sich des 'Schicksals einer 
Anzahl politischer Häftlinge an! Weisen Sie in Ihren Veranstaltungen auf 
das ihnen zugefügte Unrecht immer wieder hin! Richten Sie Resolutionen 
an die ostzonale Regierung! Unterstützen Sie die notleidenden Angehörigen! 
Nehmen Sie den Häftlingen die verzehrende Sorge um die Existenz ihrer 
Familie! Das wird ihre seelische Widerstandskraft besonders stärken. 

Schon jetzt haben sich viele Organisationen bereit erklärt, im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten die Hilfsaktion nach besten Kräften zu unterstützen, 
darunter 

die Vereinigung für kulturelle Hilfe, . 

der Kongreß für kulturelle Freiheit, 

die Liga für Menschenrechte, 

das Referat für gesamtdeutsche Studentenfragen, 

die Päckchenhilfe Ost. 

Alle Arzneimittelfabriken fordern wir auf, Heilmittel aller Art zur Ver- 
fügung zu stellen. 
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Die Hilfsaktion soll sich nur auf diejenigen beschränken, die nach den 
Ermittlungen des Untersuchungsaussebusses keine kriminellen Handlungen 
begangen haben. Die gesamte Bevölkerung der Sowjetzone soll die Kraft 
der freien Welt spüren. Die politischen Häftlinge gehören zu ihren aktivsten 
Vorposten. 

Darum helfen Siel 

Geldspenden bitten wir einzuzahlen auf das Postscheckkonto Berlin 
(West) Nr. 49 999 für das „Hilfskomitee für politische Häftlinge". Zuschriften 
und Anfragen wegen der Vermittlung von Patenschaften für politische 
Häftlinge oder deren mittellose Angehörige erbeten an den 

Bund der Verfolgten des Nazi- Untersuchungsausschuß Freiheit- 
regimes (BVN) lieber Juristen der Sowjetzone 

Düsseldorf-Gerresheim Berlin-Zehlendorf- West 

Heyestraße 63 Lindenthaler Allee 5 

Telefon 608 90 Telefon 84 63 23/24 

gez. Peter Lütsches, Karl Siebertz gez. Dr. Th. Friedenau 

Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit 

Berlin-Nikolassee, Ernst-Ring-Straße 2 
Telefon 84 46 73 

gez. Dr. Rainer Hildebrandt, Ernst Tillich 
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